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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

I

Das Bundesgesetz vom 20. Dezember 19462 
über die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung wird wie folgt ge-
ändert:

Ersatz eines Ausdrucks
In den Schlussbestimmungen der Änderung 
vom 17. Dezember 2004 Absatz 1, den 
Schlussbestimmungen der Änderung vom 13. 
Juni 2008 Absatz 1 und den 
Schlussbestimmungen der Änderung vom 17. 
Juni 2016 Absatz 1 wird «ordentliches Renten
alter» durch «Referenzalter» ersetzt.

Art. 3 Abs. 1 und 1bis

1 Die Versicherten sind beitragspflichtig, solan-
ge sie eine Erwerbstätigkeit ausüben.

1bis Für Nichterwerbstätige beginnt die 
Beitragspflicht am 1. Januar nach Vollendung 
des 20. Altersjahres. Sie dauert bis zum Ende 
des Monats, in dem die Nichterwerbstätigen 
das Referenzalter nach Artikel 21 Absatz 1 
erreichen.

2		 SR 831.10

I

Ersatz eines Ausdrucks
(siehe Art. 21 AHVG)

Art. 3	 Beitragspflichti­ge Personen Art. 3
1 Die Versicherten sind beitragspflichtig, solan-
ge sie eine Erwerbstätigkeit ausüben. Für 
Nichterwerbstätige beginnt die Beitragspflicht 
am 1. Januar nach Vollendung des 20. Al-
tersjahres und dauert bis zum Ende des Mo-
nats, in welchem Frauen das 64. und Männer 
das 65. Altersjahr vollendet haben.

1bis  ...
(siehe Art. 21 AHVG)

2 Von der Beitragspflicht sind befreit:
a.	 die erwerbstätigen Kinder bis zum 31. De-

zember des Jahres, in welchem sie das 17. 
Altersjahr zurückgelegt haben;

b. und c. …
d.	 mitarbeitende Familienglieder, die keinen 

Barlohn beziehen, bis zum 31. Dezember 
des Jahres, in welchem sie das 20. Alters
jahr vollendet haben.

e.	 …
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

 

 
Art. 4 Abs. 2 Bst. b

2 Der Bundesrat kann von der Beitragsbemes-
sung ausnehmen: 

b.	 das nach Erreichen des Referenzalters 
nach Artikel 21 Absatz 1 erzielte Erwerbs-
einkommen bis zur Höhe des anderthalbfa-
chen Mindestbetrages der Altersrente nach 
Artikel 34 Absatz 5. 

³ Die eigenen Beiträge gelten als bezahlt, so-
fern der Ehegatte Beiträge von mindestens der 
doppelten Höhe des Mindestbeitrages bezahlt 
hat, bei:
a.	 nichterwerbstätigen Ehegatten von er-

werbstätigen Versicherten;
b.	 Versicherten, die im Betrieb ihres Ehegat-

ten mitarbeiten, soweit sie keinen Barlohn 
beziehen.

4 Absatz 3 findet auch Anwendung für die Ka-
lenderjahre, in denen:
a.	 die Ehe geschlossen oder aufgelöst wird;
b.	 der erwerbstätige Ehegatte eine Altersrente 

bezieht oder aufschiebt.

Art. 4Art. 4	 Bemessung der Beiträge
1 Die Beiträge der erwerbstätigen Versicherten 
werden in Prozenten des Einkom­mens aus 
unselbständiger und selbständiger Erwerbstä
tigkeit festgesetzt.
² Der Bundesrat kann von der Beitragsbemes-
sung ausnehmen:

2 ...

a.	 das Erwerbseinkommen aus einer im 
Ausland ausgeübten Tätigkeit;

Mehrheit Minderheit (Stöckli, Carobbio Guscetti,  
Graf Maya, Rechsteiner Paul)

b.	 das von Frauen nach Vollendung des 64., 
von Männern nach Vollendung des 65. 
Altersjahres erzielte Erwerbseinkommen bis 
zur Höhe des anderthalbfachen 
Mindestbetrages der Altersrente nach 
Artikel 34 Absatz 5.

b.	 ...  
 
            ... bis zur Höhe von 24’000 Franken 
pro Jahr. Der Betrag wird jeweils gleichzei-
tig mit der Teuerungsanpassung der Renten 
angepasst.

(siehe Art. 21 AHVG)

b.	 Gemäss Bundesrat
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

Art. 5 Abs. 3 Bst. b

3 Als massgebender Lohn für mitarbeitende 
Familienmitglieder gilt nur der Barlohn:

b.	 nach dem letzten Tag des Monats, in wel-
chem sie das Referenzalter nach Artikel 21 
Absatz 1 erreicht haben. 

Art. 5	 Beiträge von Einkommen aus 
unselbständiger Erwerbstätigkeit 
1. Grundsatz

Art. 5

1 Vom Einkommen aus unselbständiger Er-
werbstätigkeit, im folgenden massgebender 
Lohn genannt, wird ein Beitrag von 4,35 Pro-
zent erhoben.
2 Als massgebender Lohn gilt jedes Entgelt für 
in unselbständiger Stellung auf bestimmte oder 
unbestimmte Zeit geleistete Arbeit. Der mass
gebende Lohn umfasst auch Teuerungs- und 
andere Lohnzulagen, Pro­visionen, Gratifikatio-
nen, Naturalleistungen, Ferien- und Feiertags
entschädigungen und ähnliche Bezüge, ferner 
Trinkgelder, soweit diese einen wesentlichen 
Bestandteil des Arbeitsentgeltes darstellen.
3 Als massgebender Lohn für mitarbeitende 
Familienglieder gilt nur der Barlohn:

3 ...

a.	 bis zum 31. Dezember des Jahres, in wel-
chem sie das 20. Altersjahr vollendet ha-
ben; sowie

b.	 ... 
(siehe Art. 21 AHVG)

b.	 nach dem letzten Tag des Monats, in wel-
chem Frauen das 64. und Männer das 65. 
Altersjahr vollendet haben.

4 Der Bundesrat kann Sozialleistungen sowie 
anlässlich besonderer Ereignisse erfolgende 
Zuwendungen eines Arbeitgebers an seine 
Arbeitnehmer vom Einbezug in den massge-
benden Lohn ausnehmen.
5 …
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

Art. 21	 Referenzalter und Altersrente

1 Personen, die das 65. Altersjahr vollendet 
haben (Referenzalter), haben Anspruch auf 
eine Altersrente ohne Abzüge und Zuschläge.

2 Der Anspruch entsteht am ersten Tag des 
Monats, welcher dem Erreichen des 
Referenzalters folgt. Er erlischt mit dem Tod. 

Art. 21		 Altersrente Art. 21

(siehe: 
AHVG: Ersatz eines Ausdrucks, Art. 3 Abs. 1bis, 
Art. 4 Abs. 2 Bst. b, Art. 5 Abs. 3 Bst. b, Art. 
29bis Abs. 1–3, 4 Einleitung und Abs. 5 Bst. d, 
Art. 29quinquies Abs. 3 Bst. a, b und e, Art. 29sexies 
Abs. 3, Art. 29septies Abs. 6, Art. 34bis Abs. 2, Art. 
40 Abs. 5, Art. 40b Abs. 1, Art. 43bis Abs. 4, Art. 
43ter, Art. 64 Abs. 2bis, Art. 64a, Übergangsbe-
stimmungen Bst. a, b und c; 
Anhang, ZGB: Ersatz eines Ausdrucks; 
IVG: Art. 10 Abs. 3, Art. 22bis Abs. 4, Art. 30 Bst. 
b, Art. 42 Abs. 4bis Bst. b, Art. 42septies Abs. 3 
Bst. b, Art. 74 Abs. 2; 
ELG: Art. 4 Abs. 1 Bst. abis und Bst. b Ziff. 2; 
BVG: Ersatz von Ausdrücken, Art. 13 Abs. 1, 
Art. 13b Abs. 1;
FZG: Ersatz von Ausdrücken; 
UVG: Ersatz eines Ausdrucks, Art. 22;
ÜLG: Art. 3 Abs. 1 Bst. a und b, Art. 14 Abs. 3;
MVG: Art. 41 Abs. 1, Art. 43 Abs. 1 Bst. a und 
b, Art. 47 Abs. 1, Art. 51 Abs. 4; 
EO: Art. 1a Abs. 4bis; 
AVIG: Art. 2 Abs. 2 Bst. c, Art. 8 Abs. 1 Bst. d 
und Art. 27 Abs. 3)
Mehrheit Minderheit (Carobbio Guscetti, Graf Maya, 

Rechsteiner Paul) 
Streichen

1 Anspruch auf eine Altersrente haben:
a.	 Männer, welche das 65. Altersjahr vollendet 

haben;
b.	 Frauen, welche das 64. Altersjahr vollendet 

haben.
2 Der Anspruch auf die Altersrente entsteht am 
ersten Tag des Monats, welcher der Vollen-
dung des gemäss Absatz 1 massgebenden 
Altersjahres folgt. Er erlischt mit dem Tod.
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

Art. 29bis	 Allgemeine Bestimmungen für 
die Rentenberechnung

1 Die Rente wird bei Erreichen des 
Referenzalters berechnet. 
 
 
 
 
 

2 Für die Rentenberechnung werden 
Beitragsjahre, Erwerbseinkommen sowie 
Erziehungs- oder Betreuungsgutschriften der 
rentenberechtigten Person zwischen dem 
1. Januar nach Vollendung des 20. Altersjahres 
und dem 31. Dezember vor Eintritt des 
Versicherungsfalles (Referenzalter oder Tod) 
berücksichtigt.
3 Hat die rentenberechtigte Person nach 
Erreichen des Referenzalters AHV-Beiträge 
entrichtet, so kann sie einmal eine neue 
Berechnung ihrer Rente verlangen. Bei der 
Neuberechnung werden die 
Erwerbseinkommen berücksichtigt, welche die 
rentenberechtigte Person während der zusätzli-
chen Beitragsdauer erzielt und auf denen sie 
Beiträge entrichtet hat. Nach Erreichen des 
Referenzalters entrichtete Beiträge begründen 
keinen Anspruch auf eine Rente. 
4 Beitragslücken können geschlossen werden 
mit den Beiträgen, die die rentenberechtigte 
Person zwischen dem Erreichen des 
Referenzalters und fünf Jahre danach einzahlt, 
wenn sie in dieser Zeit:
a.	 ein Einkommen erzielt, das mindestens 40 

Prozent des ungeteilten 
Erwerbseinkommens entspricht, das in der 
Periode nach Absatz 2 durchschnittlich 
erzielt wurde; und 

b.	 die Beiträge aus diesem Einkommen dem 
jährlichen Mindestbeitrag entsprechen. 

Art. 29bis 	 Allgemeine Bestimmungen für 
die Rentenberechnung

Art. 29bis	       ∇    Ausgabenbremse  
		  (Abs. 3 und 4)

1 Für die Rentenberechnung werden 
Beitragsjahre, Erwerbseinkommen sowie Erzie
hungs- oder Betreuungsgutschriften der ren-
tenberechtigten Person zwischen dem 
1. Januar nach Vollendung des 20. Altersjahres 
und dem 31. Dezember vor Eintritt des 
Versicherungsfalles (Rentenalter oder Tod) 
berücksichtigt.

1 ...
(siehe Art. 21 AHVG)

2 Der Bundesrat regelt die Anrechnung der 
Beitragsmonate im Jahr der Entstehung des 
Rentenanspruchs, der Beitragszeiten vor dem 
1. Januar nach Vollendung des 20. Altersjahres 
sowie der Zusatzjahre.

2 ...
(siehe Art. 21 AHVG)

3 ...
(siehe Art. 21 AHVG)

4 ...
(siehe Art. 21 AHVG)
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

5 Der Bundesrat regelt die Anrechnung: 
a.	 der Beitragsmonate im Jahr der Entstehung 

des Rentenanspruchs; 
b.	 der Beitragszeiten vor dem 1. Januar nach 

Vollendung des 20. Altersjahres;
c.	 der Zusatzjahre; und 
d.	 der nach dem Referenzalter zurückgelegten 

Beitragszeiten.
6 Er regelt zudem, wann der Anspruch auf die 
neu berechnete Rente nach Absatz 3 beginnt.

Art. 29quinquies Abs. 3 Bst. a, b, d und e sowie 4 
Bst. a

3 Einkommen, welche die Ehegatten während 
der Kalenderjahre der gemeinsamen Ehe er-
zielt haben, werden geteilt und je zur Hälfte 
den beiden Ehegatten angerechnet. Die 
Einkommensteilung wird vorgenommen: 
a.	 wenn beide Ehegatten das Referenzalter 

erreicht haben;
b.	 wenn eine verwitwete Person das 

Referenzalter erreicht;

d.	 wenn beide Ehegatten Anspruch auf eine 
Rente der Invalidenversicherung haben; 
oder 

e.	 wenn ein Ehegatte einen Anspruch auf eine 
Rente der Invalidenversicherung hat und 
der andere Ehegatte das Referenzalter 
erreicht.

5 ...

d.	 ... 
(siehe Art. 21 AHVG)

Art. 29quinquies	  2. Erwerbseinkommen sowie  
  Beiträge nichterwerbstätiger 
  Personen

Art. 29quinquies

1 Bei erwerbstätigen Personen werden nur die 
Einkommen berücksichtigt, auf denen Beiträge 
bezahlt wurden.
2 Die Beiträge von nichterwerbstätigen Perso-
nen werden mit 100 vervielfacht, durch den 
doppelten Beitragsansatz gemäss Artikel 5 
Absatz 1 geteilt und als Erwerbseinkommen 
angerechnet.
³ Einkommen, welche die Ehegatten während 
der Kalenderjahre der gemeinsamen Ehe er-
zielt haben, werden geteilt und je zur Hälfte 
den beiden Ehegatten angerechnet. Die Ein-
kommensteilung wird vorgenommen:

3 ...

a.	 ... 
(siehe Art. 21 AHVG)

a.	 wenn beide Ehegatten rentenberechtigt 
sind;

b.	 wenn eine verwitwete Person Anspruch auf 
eine Altersrente hat;

b.	 ... 
(siehe Art. 21 AHVG)

c.	 bei Auflösung der Ehe durch Scheidung.

e.	 ... 
(siehe Art. 21 AHVG)
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

4 Der Teilung und der gegenseitigen 
Anrechnung unterliegen jedoch nur 
Einkommen:
a.	 aus der Zeit zwischen dem 1. Januar nach 

Vollendung des 20. Altersjahres und dem 
31. Dezember vor Eintritt des 
Versicherungsfalles beim Ehegatten, wel-
cher zuerst rentenberechtigt wird, mit 
Ausnahme der vorbezogenen Rente (Art. 
40); und

 

 
Art. 29sexies Abs. 3 zweiter Satz

4 Der Teilung und der gegenseitigen Anrech-
nung unterliegen jedoch nur Einkommen:

a.	 aus der Zeit zwischen dem 1. Januar nach 
Vollendung des 20. Altersjahres und dem 
31. Dezember vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles beim Ehegatten, welcher zuerst 
rentenberechtigt wird; und

b.	 aus Zeiten, in denen beide Ehegatten in der 
schweizerischen Alters- und Hin
terlassenenversicherung versichert gewe-
sen sind.

5 Absatz 4 ist nicht anwendbar für das 
Kalenderjahr, in dem die Ehe geschlossen oder 
aufgelöst wird.
6 Der Bundesrat regelt das Verfahren. Er be-
stimmt insbesondere, welche Ausgleichskasse 
die Einkommensteilung vorzunehmen hat.

Art. 29sexiesArt. 29sexies 	 3. Erziehungsgutschriften
1 Versicherten wird für diejenigen Jahre eine 
Erziehungsgutschrift angerechnet, in welchen 
ihnen die elterliche Sorge für eines oder meh-
rere Kinder zusteht, die das 16. Altersjahr noch 
nicht erreicht haben. Dabei werden Eltern, die 
gemeinsam Inhaber der elterlichen Sorge sind, 
jedoch nicht zwei Gutschriften kumulativ ge-
währt. Der Bundesrat regelt die Einzelheiten, 
insbesondere die Anrechnung der Erzie
hungsgutschrift, wenn:
a.	 Eltern Kinder unter ihrer Obhut haben, ohne 

dass ihnen die elterliche Sorge zusteht;
b.	 lediglich ein Elternteil in der schweizeri-

schen Alters- und Hinterlassenenversi
cherung versichert ist;

c.	 die Voraussetzungen für die Anrechnung 
einer Erziehungsgutschrift nicht während 
des ganzen Kalenderjahres erfüllt werden;
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

3 …  
 
                              ... Der Teilung unterliegen 
aber nur die Gutschriften für die Zeit zwischen 
dem 1. Januar nach Vollendung des 
20. Altersjahres und dem 31. Dezember vor 
dem Tag, an dem der erste Ehegatte das 
Referenzalter erreicht.

Art. 29septies Abs. 6 zweiter Satz 

d.	 geschiedenen oder unverheirateten Eltern 
gemeinsam die elterliche Sorge zusteht.

2 Die Erziehungsgutschrift entspricht dem Be-
trag der dreifachen minimalen jährlichen Alters-
rente gemäss Artikel 34 im Zeitpunkt der Ent-
stehung des Rentenanspruchs.
3 Bei verheirateten Personen wird die Erzie-
hungsgutschrift während der Kalenderjahre der 
Ehe hälftig aufgeteilt. Der Teilung unterliegen 
aber nur die Gutschriften für die Zeit zwischen 
dem 1. Januar nach Vollendung des 20. Al-
tersjahres und dem 31. Dezember vor Eintritt 
des Versicherungsfalles beim Ehegatten, wel-
cher zuerst rentenberechtigt wird.

3 ...
(siehe Art. 21 AHVG)

Art. 29septies	 4. Betreuungsgutschriften Art. 29septies

1 Versicherte, welche Verwandte in auf- oder 
absteigender Linie oder Geschwister mit einem 
anerkannten Anspruch auf eine Hilflosenent-
schädigung der AHV, der IV, der obligatori-
schen Unfallversicherung oder der Militärversi-
cherung betreuen, haben Anspruch auf 
Anrechnung einer Betreuungsgutschrift, wenn 
sie die betreuten Personen für die Betreuung 
leicht erreichen können. Sie müssen diesen 
Anspruch jährlich schriftlich anmelden. Ver-
wandten gleichgestellt sind Ehegatten, Schwie-
gereltern und Stiefkinder sowie die Lebenspart-
nerin oder der Lebenspartner, die oder der seit 
mindestens fünf Jahren ununterbrochen mit der 
versicherten Person einen gemeinsamen 
Haushalt führt.
2 Für Zeiten, in welchen gleichzeitig ein An-
spruch auf eine Erziehungsgutschrift besteht, 
kann keine Betreuungsgutschrift angerechnet 
werden.
3 Der Bundesrat kann das Erfordernis der leich-
ten Erreichbarkeit nach Absatz 1 näher um-
schreiben. Er regelt das Verfahren sowie die 
Anrechnung der Betreuungsgutschrift für die 
Fälle, in denen:
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

6 …  
 
                            ... Der Teilung unterliegen 
aber nur die Gutschriften für die Zeit zwischen 
dem 1. Januar nach Vollendung des 
20. Altersjahres und dem 31. Dezember vor 
dem Tag, an dem der erste Ehegatte das 
Referenzalter erreicht.

a.	 mehrere Personen die Voraussetzungen 
der Anrechnung einer Betreuungsgutschrift 
erfüllen;

b.	 lediglich ein Ehegatte in der schweizeri-
schen Alters- und Hinterlassenenversi
cherung versichert ist;

c.	 die Voraussetzungen für die Anrechnung 
einer Betreuungsgutschrift nicht während 
des ganzen Kalenderjahres erfüllt werden.

4 Die Betreuungsgutschrift entspricht dem Be-
trag der dreifachen minimalen jährlichen Alters-
rente gemäss Artikel 34 im Zeitpunkt der Ent-
stehung des Rentenanspruchs. Sie wird im 
individuellen Konto vermerkt.
5 Wird der Anspruch auf Betreuungsgutschrift 
nicht innert fünf Jahren nach Ablauf des Kalen-
derjahres angemeldet, in welchem eine Person 
betreut wurde, so wird die Gutschrift für das 
betreffende Jahr nicht mehr im individuellen 
Konto vermerkt.
⁶ Bei verheirateten Personen wird die Betreu-
ungsgutschrift während der Kalenderjahre der 
Ehe hälftig aufgeteilt. Der Teilung unterliegen 
aber nur die Gutschriften für die Zeit zwischen 
dem 1. Januar nach Vollendung des 20. Al-
tersjahres und dem 31. Dezember vor Eintritt 
des Versicherungsfalles beim Ehegatten, wel-
cher zuerst rentenberechtigt wird.

6 ...
(siehe Art. 21 AHVG)
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Art. 34bis	   1a. Aus-
gleichsmassnahme 
für Frauen der 
Übergangsgenera-
tion, die ihre Rente 
nicht vorbeziehen

1 Abweichend von 
Artikel 34 Absatz 2 
gelten für Frauen 
der Übergangsge-
neration, die ihre 
Altersrente nicht 
vorbeziehen, die 
folgenden Bestim-
mungen:
a.	 Ist das massge-

bende durch-
schnittliche 
Jahreseinkom-
men kleiner 
oder gleich dem 
36-fachen Min-
destbetrag der 
Altersrente, so 
beträgt der 
feste Rententeil 
671/1000 des 
Mindestbetra-
ges der Alters-
rente und der 
variable Ren-
tenteil 
2738/100 000 
des massge-
benden durch-
schnittlichen 
Jahreseinkom-
mens.

Art. 34bis  

∇ Ausgabenbremse

Mehrheit Minderheit I 
(Stöckli, Carobbio 
Guscetti, Graf 
Maya, Rechsteiner 
Paul)

Minderheit II  
(Graf Maya,  
Carobbio Guscetti,  
Rechsteiner Paul, 
Stöckli)

Minderheit III 
(Hegglin Peter, 
Bischof, Ettlin  
Erich, Häberli- 
Koller)

Minderheit IV 
(Stöckli, Carobbio 
Guscetti, Graf 
Maya, Rechsteiner 
Paul)

Minderheit V  
(Graf Maya,  
Carobbio Guscetti,  
Rechsteiner Paul, 
Stöckli)

Minderheit VI  
(Müller Damian, 
Dittli, Noser,  
Stöckli)

1 ... 1 Für Frauen der 
Übergangsgenera-
tion, die ihre Alters-
rente nicht vorbe-
ziehen, gelten die 
folgenden Bestim-
mungen:

1 Frauen der Über-
gangsgeneration 
haben beim Bezug 
der Altersrente 
Anspruch auf einen 
Rentenzuschlag.

1 Frauen der Über-
gangsgeneration 
haben beim Bezug 
der Altersrente 
Anspruch auf einen 
Rentenzuschlag.

1 Frauen der Über-
gangsgeneration 
haben beim Bezug 
der Altersrente 
Anspruch auf einen 
Rentenzuschlag.

a.	 ... 
 
 
 
 
 
 
 
 
             ... 
feste Rententeil 
550/1000 des 
Mindestbetra-
ges der Alters-
rente und der 
variable Ren-
tenteil  
3752/100 000 
des massge-
benden ...

a.	 ... 
 
 
 
 
 
 
 
 
             ... 
feste Rententeil 
550/1000 des 
Mindestbetra-
ges der Alters-
rente und der 
variable Ren-
tenteil  
3752/100 000 
des massge-
benden ...

a.	 Ist das massge-
bende durch-
schnittliche 
Jahreseinkom-
men kleiner 
oder gleich der 
vierfachen jähr-
lichen minima-
len Altersrente, 
so wird die nach 
Artikel 34 be-
rechnete Alters-
rente um 150 
Franken erhöht.
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(Mehrheit) (Minderheit I 

Stöckli, ...)
(Minderheit II  
Graf Maya, ...)

(Minderheit III 
Hegglin Peter, ...)

(Minderheit IV 
Stöckli, ...)

(Minderheit V 
Graf Maya, ...)

(Minderheit VI 
Müller Damian, ...)

b.	 Ist das massge-
bende durch-
schnittliche 
Jahreseinkom-
men grösser als 
das 36‑Fache 
des Mindestbe-
trages der Al-
tersrente, so 
beträgt der 
feste Rententeil 
1314/1000 des 
Mindestbetra-
ges der Alters-
rente und der 
variable Ren-
tenteil 
953/100 000 
des massge-
benden durch-
schnittlichen 
Jahreseinkom-
mens. 

b.	 ... 
 
 
 
 
 
 
 
 
            ... 
feste Rententeil 
1801/1000 des 
Mindestbetra-
ges der Alters-
rente und der 
variable Ren-
tenteil  
277/100 000 
des massge-
benden ...

b.	 ... 
 
 
 
 
 
 
 
 
            ... 
feste Rententeil 
1801/1000 des 
Mindestbetra-
ges der Alters-
rente und der 
variable Ren-
tenteil  
277/100 000 
des massge-
benden ...

b.	 Ist das massge-
bende durch-
schnittliche 
Jahreseinkom-
men grösser als 
das der vierfa-
chen jährlichen 
minimalen Al-
tersrente, so 
wird die nach 
Artikel 34 be-
rechnete Alters-
rente um 50 
Franken erhöht.
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates
(Mehrheit) (Minderheit I 

Stöckli, ...)
(Minderheit II  
Graf Maya, ...)

(Minderheit III 
Hegglin Peter, ...)

(Minderheit IV 
Stöckli, ...)

(Minderheit V 
Graf Maya, ...)

(Minderheit VI 
Müller Damian, ...)

2 Der Übergangs-
generation gehören 
die Frauen an, die 
das Referenzalter 
in den ersten neun 
Jahren nach 
Inkrafttreten dieser 
Bestimmung errei-
chen.

2 Der Grundzu-
schlag beträgt 215 
Franken pro Monat. 
Er wird folgender-
massen abgestuft:
Anspruchs- 	      Monatlicher 
berechtigter 	      Zuschlag 
Jahrgang	     in Prozent 
	      des Grundzu 
	      schlags

Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 1 - 64] 
	               25
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 2 - 64] 
	               50
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 3 - 64] 
	                75
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 4 - 64] 
	              100
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 5 - 64] 
	              100
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 6 - 64] 
	              100 
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 7 - 64] 
	              100
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 8 - 64] 
	                63
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 9 - 64] 
	                25

2 ... 
 
 
   ... Referenzalter 
in den ersten sechs 
Jahren ...

2 Der Grundzu-
schlag beträgt 150 
Franken pro Monat. 
Er wird folgender-
massen abgestuft:
Anspruchs- 	      Monatlicher 
berechtigter 	      Zuschlag 
Jahrgang	     in Prozent 
	      des Grundzu 
	      schlags

Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 1 - 64] 
	               25
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 2 - 64] 
	               50
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 3 - 64] 
	                75
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 4 - 64] 
	              100
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 5 - 64] 
	              100
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 6 - 64] 
	                81
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 7 - 64] 
	                63
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 8 - 64] 
	                44
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 9 - 64] 
	                25

2 ... 
 
 
   ... Referenzalter 
in den ersten neun 
Jahren ... 

2 ... 
 
 
   ... Referenzalter 
in den ersten 14 
Jahren ...

2 Der Übergangs-
generation gehören 
die Frauen an, die 
das Referenzalter 
in den ersten sechs 
Jahren nach 
Inkrafttreten dieser 
Bestimmung errei-
chen.

2 Der Grundzu-
schlag beträgt 515 
Franken pro Monat. 
Er wird folgender-
massen abgestuft:
Anspruchs- 	      Monatlicher 
berechtigter 	      Zuschlag 
Jahrgang	     in Prozent 
	      des Grundzu 
	      schlags

Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 1 - 64] 
	               25
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 2 - 64] 
	               50
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 3 - 64] 
	                75
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 4 - 64] 
	              100
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 5 - 64] 
	              100
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 6 - 64] 
	              100 
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 7 - 64] 
	              100
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 8 - 64] 
	              100
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 9 - 64] 
	              100

(siehe Art. 21 
AHVG)
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates
(Mehrheit) (Minderheit I 

Stöckli, ...)
(Minderheit II  
Graf Maya, ...)

(Minderheit III 
Hegglin Peter, ...)

(Minderheit IV 
Stöckli, ...)

(Minderheit V 
Graf Maya, ...)

(Minderheit VI 
Müller Damian, ...)

 

 
3 Die Absätze 1 und 
2 sind bei der 
Berechnung von 
Hinterlassenen-
renten nach Artikel 
36 oder 37 sowie 
für die Berechnung 
von Invaliden-
renten nach dem 
IVG3 nicht anwend-
bar. 
 
 

3		 SR 831.20

Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 10 - 64] 
	              100
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 11 - 64] 
	              81
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 12 - 64] 
	                63
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 13 - 64] 
	                44
Frauen mit Jahrgang 
[Jahr des Inkrafttre-
tens + 14 - 64] 
	                25

3 Der Rentenzu-
schlag gemäss 
Absatz 2 wird beim 
Rentenvorbezug 
wie folgt reduziert: 

Vorbezugs-	 Kürzung des 
jahre	 Zuschlags in  
	 Prozent 
 
1	 25
2	 50
3	 75

3 Der Rentenzu-
schlag gemäss 
Absatz 2 wird beim 
Rentenvorbezug 
wie folgt reduziert: 

Vorbezugs-	 Kürzung des 
jahre	 Zuschlags in  
	 Prozent 
 
1	 25
2	 50
3	 75

3 Der Rentenzu-
schlag gemäss 
Absatz 2 wird beim 
Rentenvorbezug 
wie folgt reduziert: 

Vorbezugs-	 Kürzung des 
jahre	 Zuschlags in  
	 Prozent 
 
1	 25
2	 50
3	 75

3 Die Absätze 1 und 
2 sind an den Hin-
terlassenenrenten 
nach Artikel 36 oder 
37 sowie an den 
Invalidenrenten 
nach dem IVG nicht 
anwendbar.

4 Die Übergangsge-
neration gehören 
die Frauen an, die 
das Referenzalter 
in den ersten neun 
Jahren nach In-
krafttreten dieser 
Bestimmung errei-
chen.

4 Die Übergangsge-
neration gehören 
die Frauen an, die 
das Referenzalter 
in den ersten neun 
Jahren nach In-
krafttreten dieser 
Bestimmung errei-
chen.

4 Die Übergangsge-
neration gehören 
die Frauen an, die 
das Referenzalter 
in den ersten 14 
Jahren nach In-
krafttreten dieser 
Bestimmung errei-
chen.
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates
(Mehrheit) (Minderheit I 

Stöckli, ...)
(Minderheit II  
Graf Maya, ...)

(Minderheit III 
Hegglin Peter, ...)

(Minderheit IV 
Stöckli, ...)

(Minderheit V 
Graf Maya, ...)

(Minderheit VI 
Müller Damian, ...)

5 Der Rentenzu-
schlag wird zusätz-
lich zur nach Artikel 
34 berechneten 
Rente ausbezahlt. 
Er unterliegt nicht 
der Kürzung ge-
mäss Artikel 35. 

5 Der Rentenzu-
schlag wird zusätz-
lich zur nach Artikel 
34 berechneten 
Rente ausbezahlt. 
Er unterliegt nicht 
der Kürzung ge-
mäss Artikel 35. 

5 Der Rentenzu-
schlag wird zusätz-
lich zur nach Artikel 
34 berechneten 
Rente ausbezahlt. 
Er unterliegt nicht 
der Kürzung ge-
mäss Artikel 35. 

6 Der Bundesrat 
regelt die Einzelhei-
ten, insbesondere 
den Anspruch von 
Frauen mit einer 
unvollständigen 
Beitragsdauer.

6 Der Bundesrat 
regelt die Einzelhei-
ten, insbesondere 
den Anspruch von 
Frauen mit einer 
unvollständigen 
Beitragsdauer.

6 Der Bundesrat 
regelt die Einzelhei-
ten, insbesondere 
den Anspruch von 
Frauen mit einer 
unvollständigen 
Beitragsdauer.

(siehe Art. 40c , Übergangsbestimmungen Bst. c und Ziff. IV Abs. 2)
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Art. 35 Abs. 1 und 3 zweiter Satz

1 Die Summe der beiden Renten eines 
Ehepaares beträgt maximal 150 Prozent des 
Höchstbetrages der Altersrente, wenn:
a.	 beide Ehegatten Anspruch auf eine 

Altersrente oder einen Teil davon haben;
b.	 ein Ehegatte Anspruch auf eine Altersrente 

oder einen Teil davon und der andere 
Anspruch auf eine Rente der 
Invalidenversicherung hat.

3 …  
 
         ... Der Bundesrat regelt die Einzelheiten, 
insbesondere die Kürzung der beiden Renten 
bei Versicherten mit unvollständiger Beitrags-
dauer sowie bei Bezug lediglich eines Teils der 
Rente.
Art. 35ter Abs. 2

2 Wird ein Teil der Altersrente nach Artikel 
39 Absatz 1 aufgeschoben, so wird die 
Kinderrente im gleichen prozentualen Umfang 
aufgeschoben. 

Art. 35	 Summe der beiden Renten für 
Ehepaare

Art. 35

Mehrheit Minderheit (Müller Damian, Dittli, Noser)

∇	 Ausgabenbremse (Abs. 1)
¹ Die Summe der beiden Renten eines Ehe-
paares beträgt maximal 150 Prozent des 
Höchstbetrages der Altersrente, wenn:

1 ...  
              ... beträgt maximal 155 Prozent des 
Höchstbetrages ...

1 Gemäss Bundesrat

a.	 beide Ehegatten Anspruch auf eine Alters-
rente haben;

b.	 ein Ehegatte Anspruch auf eine Altersrente 
und der andere Anspruch auf eine Rente 
der Invalidenversicherung hat.

2 Die Kürzung entfällt bei Ehepaaren, deren 
gemeinsamer Haushalt richterlich aufgehoben 
wurde.
³ Die beiden Renten sind im Verhältnis ihrer 
Anteile an der Summe der ungekürzten Renten 
zu kürzen. Der Bundesrat regelt die Einzelhei-
ten, insbesondere die Kürzung der beiden 
Renten bei Versicherten mit unvollständiger 
Beitragsdauer.

Art. 35ter 	 4. Kinderrente
Die Kinderrente beträgt 40 Prozent der dem 
massgebenden durchschnittlichen Jah
reseinkommen entsprechenden Altersrente. 
Haben beide Elternteile einen Anspruch auf 
Kinderrente, so sind die beiden Kinderrenten 
zu kürzen, soweit ihre Summe 60 Prozent der 
maximalen Altersrente übersteigt. Für die 
Durchführung der Kürzung ist Artikel 35 sinnge-
mäss anwendbar.
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

Gliederungstitel vor Art. 39

IV. Flexibler Rentenbezug

Art. 39	 Aufschub des Bezugs der 
Altersrente 

1 Personen, die Anspruch auf eine Altersrente 
haben, können den Beginn des Bezugs der 
ganzen Rente oder eines Anteils zwischen 
20 und 80 Prozent davon um mindestens ein 
Jahr, höchstens aber um fünf Jahre aufschie-
ben. Innerhalb dieser Frist können sie die 
Rente jederzeit auf den Anfang des 
Folgemonats abrufen.
2 Personen, die den Bezug eines Anteils der 
Rente aufgeschoben haben, können einmal die 
Senkung des Anteils verlangen. Die Erhöhung 
des aufgeschobenen Anteils ist ausgeschlos-
sen. 
3 Die aufgeschobene Altersrente beziehungs-
weise der Anteil davon wird um den versiche-
rungstechnischen Gegenwert der aufgescho-
benen Leistungen erhöht. 
4 Der Bundesrat setzt die Erhöhungsfaktoren 
einheitlich fest und ordnet das Verfahren. Er 
kann einzelne Rentenarten vom Aufschub 
ausschliessen. Er überprüft die 
Erhöhungsfaktoren mindestens alle zehn 
Jahre.

IV. Das flexible Rentenalter

Art. 39	 Möglichkeit und Wirkung des 
Aufschubs

Art. 39

1 Personen, die Anspruch auf eine ordentliche 
Altersrente haben, können den Beginn des 
Rentenbezuges mindestens ein Jahr und 
höchstens fünf Jahre aufschieben und inner-
halb dieser Frist die Rente von einem bestimm-
ten Monat an abrufen.

2 Die aufgeschobene Altersrente und die sie 
allenfalls ablösende Hinterlassenenrente wird 
um den versicherungstechnischen Gegenwert 
der nicht bezogenen Leistung erhöht.

3 Der Bundesrat setzt die Erhöhungsfaktoren 
für Männer und Frauen einheitlich fest und 
ordnet das Verfahren. Er kann einzelne 
Rentenarten vom Aufschub ausschliessen.

3 ... 
                                          ... um den versiche-
rungsmathematischen Gegenwert ...

e-parl 25.02.2021 14:31



-  18  -

Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

Art. 40	 Vorbezug der Altersrente

1 Personen, welche die Voraussetzungen für 
den Anspruch auf eine Altersrente erfüllen, 
können ab dem vollendeten 62. Altersjahr die 
ganze Rente oder einen Anteil zwischen 
20 und 80 Prozent davon vorbeziehen. Sie 
können den Vorbezug der Rente jederzeit auf 
den Anfang des Folgemonats beantragen. Der 
Vorbezug gilt nur für zukünftige Leistungen. 
Der Bundesrat regelt die Einzelheiten, insbe-
sondere den möglichen Widerruf der vorbezo-
genen Altersrente im Falle einer nachträglich 
zugesprochenen Invalidenrente.
2 Personen, die einen Anteil der Rente vorbe-
zogen haben, können einmal die Erhöhung des 
Anteils verlangen. Die Erhöhung gilt nur für 
zukünftige Leistungen. Sie kann nicht widerru-
fen werden.
3 Während der Dauer des Rentenvorbezugs 
werden keine Kinderrenten ausgerichtet.
4 In Abweichung von Artikel 29ter Absatz 1 ist 
bei einem Rentenvorbezug die Beitragsdauer 
nicht vollständig. Die vorbezogene Rente be-
ruht auf der Anzahl Beitragsjahre bei Beginn 
des Rentenvorbezugs und entspricht einer 
Teilrente mit unvollständiger Beitragsdauer. 
5 Die vorbezogene Rente wird berechnet an-
hand der Beitragsjahre, der 
Erwerbseinkommen sowie der Erziehungs- 
oder Betreuungsgutschriften der rentenberech-
tigten Person zwischen dem 1. Januar nach 
Vollendung des 20. Altersjahres und dem 
31. Dezember vor dem Vorbezug der ganzen 
oder eines Teils der Rente. Die Rente wird bei 
Erreichen des Referenzalters nach Artikel 29bis 
Absätze 1 und 2 neu berechnet.

Art. 40	         ∇	 Ausgabenbremse (Abs. 1)Art. 40	 Möglichkeit und Wirkung des 
Vorbezuges

Mehrheit Minderheit (Carobbio Guscetti, Graf Maya, 
Rechsteiner Paul, Stöckli)

1 Männer und Frauen, welche die Vorausset-
zungen für den Anspruch auf eine ordentliche 
Altersrente erfüllen, können die Rente ein oder 
zwei Jahre vorbeziehen. Der Rentenanspruch 
entsteht in diesen Fällen für Männer am ersten 
Tag des Monats nach Vollendung des 64. oder 
63. Altersjahres, für Frauen am ersten Tag des 
Monats nach Vollendung des 63. oder 62. Al-
tersjahres. Während der Dauer des Rentenvor
bezuges werden keine Kinderrenten ausgerich-
tet.

1 Gemäss Bundesrat1 ... 
 
          ... ab dem vollendeten 63. Altersjahr die 
...
(siehe Art. 13 Abs. 2 BVG)

2 Die vorbezogene Altersrente sowie die Wit-
wen‑, Witwer- und Waisenrente werden ge-
kürzt.

3 Der Bundesrat legt den Kürzungssatz nach 
versicherungstechnischen Grundsätzen fest.

5 ...
(siehe Art. 21 AHVG)
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

Art. 40a	 Kürzung bei Vorbezug der 
Altersrente

1 Die vorbezogene Altersrente wird um den 
versicherungstechnischen Gegenwert der vor-
bezogenen Leistung gekürzt.
2 Der Bundesrat legt die Kürzungssätze nach 
versicherungstechnischen Grundsätzen ein-
heitlich fest und ordnet das Verfahren. Er über-
prüft die Kürzungssätze mindestens alle zehn 
Jahre.
 

 
Art. 40b	 Kombination von Vorbezug und 
Aufschub der Altersrente
1 Personen, die einen Teil ihrer Altersrente 
vorbezogen haben, können den restlichen Teil 
ihrer Rente bis längstens fünf Jahre nach 
Erreichen des Referenzalters aufschieben. 
2 Der aufgeschobene Teil der Rente kann nicht 
gesenkt werden, wenn der vorbezogene Teil 
während der Vorbezugsdauer bereits einmal 
erhöht worden ist.

Art. 40a        ∇	 Ausgabenbremse (Abs. 3)

1 ...                                              ... um den 
versicherungsmathematischen Gegenwert ...

2 ...                                                       ... nach 
versicherungsmathematischen Grundsätzen ...

3 Liegt das massgebende durchschnittliche 
Jahreseinkommen tiefer als oder gleich hoch 
wie der Betrag der vierfachen jährlichen mini-
malen Altersrente nach Artikel 34, werden die 
Kürzungssätze um 40 Prozent reduziert.
(siehe Übergangsbestimmungen Bst. d)

Art. 40b

1 ...
(siehe Art. 21 AHVG)
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates
(Mehrheit) (Minderheit I 

Stöckli, ...)
(Minderheit II  
Graf Maya, ...)

(Minderheit III 
Hegglin Peter, ...)

(Minderheit IV 
Stöckli, ...)

(Minderheit V 
Graf Maya, ...)

(Minderheit VI 
Müller Damian, ...)

Art. 40c	  
Kürzungssätze für 
Frauen der Über-
gangsgeneration 
beim Vorbezug der 
Altersrente
Für Frauen der 
Übergangsgene-
ration nach Artikel 
34bis Absatz 2 wer-
den folgende 
Kürzungssätze auf 
die vorbezogenen 
Altersrenten ange-
wendet:

Vorbe-
zugs- 
jahre

Kürzungssatz in 
%, wenn das 
massgebende 
durchschnittliche 
Jahresein-
kommen kleiner 
oder gleich hoch 
ist wie der 
Betrag der 
vierfachen 
jährlichen 
minimalen 
Altersrente 
nach Art. 34 

Kürzungssatz in 
%, wenn das 
massgebende 
durchschnittliche 
Jahresein-
kommen höher 
ist als der Betrag 
der vierfachen 
jährlichen 
minimalen 
Altersrente nach 
Art. 34

1 0 2
2 3,5 4
3 5 6,8

Art. 40c 
∇ Ausgabenbremse

... StreichenStreichen Streichen

...

1    0	     1
2    1	     2
3    2	     4

...

1    0	     1
2    1	     2
3    2	     4

...

1    0	     2
2    2	     4
3    4	     6

(siehe Art. 34bis, ...)
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Art. 43bis Abs. 1 und 4 
1 Anspruch auf eine Hilflosenentschädigung 
haben Personen, die ihre ganze Altersrente 
beziehen oder Bezüger von 
Ergänzungsleistungen mit Wohnsitz und ge-
wöhnlichem Aufenthalt (Art. 13 ATSG4) in der 
Schweiz, die in schwerem, mittlerem oder 
leichten Grad hilflos (Art. 9 ATSG) sind.  

4 Hat eine hilflose Person am Ende des 
Monats, in dem sie das Referenzalter erreicht, 
oder bis zum Zeitpunkt, ab dem sie eine ganze 
Rente vorbezieht, eine Hilflosenentschädigung 
der Invalidenversicherung bezogen, so wird ihr 
die Entschädigung mindestens im bisherigen 
Betrag weiter gewährt.

4		 SR 830.1

Art. 43bis	 Hilflosen­ent­schädi­gung Art. 43bis

1 Anspruch auf eine Hilflosenentschädigung 
haben Bezüger von Altersrenten oder 
Ergänzungsleistungen mit Wohnsitz und ge-
wöhnlichem Aufenthalt (Art. 13 ATSG) in der 
Schweiz, die in schwerem, mittlerem oder 
leichtem Grad hilflos (Art. 9 ATSG) sind. Dem 
Bezug einer Altersrente ist der Rentenvorbezug 
gleichgestellt.
1bis Der Anspruch auf die Entschädigung für 
eine Hilflosigkeit leichten Grades entfällt bei 
einem Aufenthalt im Heim.
2 Der Anspruch auf eine Hilflosenentschädi-
gung entsteht am ersten Tag des Monats, in 
dem sämtliche Voraussetzungen erfüllt sind 
und die Hilflosigkeit schweren, mittleren oder 
leichten Grades ununterbrochen während min-
destens eines Jahres bestanden hat. Er er-
lischt am Ende des Monats, in dem die Voraus-
setzungen nach Absatz 1 nicht mehr gegeben 
sind.
3 Die monatliche Entschädigung für eine Hilflo-
sigkeit schweren Grades beträgt 80 Prozent, 
für eine Hilflosigkeit mittleren Grades 50 Pro-
zent und für eine Hilflosigkeit leichten Grades 
20 Prozent des Mindestbetrages der Altersren-
te nach Artikel 34 Absatz 5.

4 ...
(siehe Art. 21 AHVG)

4 Hat eine hilflose Person bis zum Erreichen 
des Rentenalters oder dem Rentenvorbezug 
eine Hilflosenentschädigung der Invalidenversi-
cherung bezogen, so wird ihr die Entschä
digung mindestens im bisherigen Betrag wei-
tergewährt.

4bis Der Bundesrat kann eine anteilmässige 
Leistung an die Hilflosenentschädigung der 
Unfallversicherung vorsehen, falls die Hilflosig
keit nur zum Teil auf einen Unfall zu
rückzuführen ist.
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Art. 43ter	Assistenzbeitrag
Hat eine Person am Ende des Monats, in dem 
sie das Referenzalter erreicht, oder bis zum 
Zeitpunkt, ab dem sie eine ganze Rente vorbe-
zieht, einen Assistenzbeitrag der Invalidenver-
sicherung bezogen, so wird ihr der Assistenz-
beitrag höchstens im bisherigen Umfang weiter 
gewährt. Für den Anspruch und den Umfang 
gelten die Artikel 42quater–42octies IVG5 sinnge-
mäss.

Art. 44 Abs. 2

2 Renten, deren Betrag 20 Prozent der minima-
len Vollrente nicht übersteigen, werden in 
Abweichung von Artikel 19 Absätze 1 und 
3 ATSG6 einmal jährlich ausbezahlt. Die be-
rechtigte Person kann die monatliche 
Auszahlung verlangen.

Art. 64 Abs. 2bis erster Satz

5		 SR 831.20
6		 SR 830.1

⁵ Für die Bemessung der Hilflosigkeit sind die 
Bestimmungen des IVG sinngemäss anwend
bar. Die Bemessung der Hilflosigkeit zuhanden 
der Ausgleichskassen obliegt den Invalidenver
sicherungs-Stellen. Der Bundesrat kann ergän-
zende Vorschriften erlassen.

Art. 43terArt. 43ter 	 Assistenzbeitrag
Hat eine Person bis zum Erreichen des Ren-
tenalters oder bis zum Rentenvorbezug einen 
Assistenzbeitrag der Invalidenversicherung 
bezogen, so wird ihr der Assistenzbeitrag 
höchstens im bisherigen Umfang weiterge-
währt. Für den Anspruch und den Umfang 
gelten die Artikel 42quater–42octies IVG sinnge-
mäss.

...
(siehe Art. 21 AHVG)

Art. 44	 Auszahlung von Renten und 
Hilflosenentschädigungen

1 Die Renten und Hilflosenentschädigungen 
werden in der Regel auf ein Bank- oder Post-
konto überwiesen. Auf Antrag des Bezügers 
können sie ihm direkt ausbezahlt werden. Der 
Bundesrat regelt das Verfahren.
2 Teilrenten, deren Betrag 10 Prozent der mini-
malen Vollrente nicht übersteigen, werden in 
Abweichung von Artikel 19 Absätze 1 und 3 
ATSG einmal jährlich nachschüssig im Dezem-
ber ausbezahlt. Der Berechtigte kann die mo-
natliche Auszahlung verlangen.

Art. 64	 Kassenzugehörigkeit und Melde
pflicht

Art. 64

1 Den Verbandsausgleichskassen werden alle 
Arbeitgeber und Selbständigerwerbenden an-
geschlossen, die einem Gründerverband ange
hören. Arbeitgeber oder Selbständiger-
werbende, die sowohl einem Berufsverband 
wie einem zwischenberuflichen Verband 
angehören, werden nach freier Wahl der Aus-
gleichskasse eines der beiden Verbände ange-
schlossen.
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2bis Versicherte, welche ihre Erwerbstätigkeit 
vor Erreichen des Referenzalters aufgeben, 
bleiben als Nichterwerbstätige der bisher zu-
ständigen Ausgleichskasse angeschlossen, 
sofern sie die erforderliche Altersgrenze er-
reicht haben; der Bundesrat legt diese 
Altersgrenze fest. … 
 
 

2 Den kantonalen Ausgleichskassen werden 
alle Arbeitgeber und Selbständigerwerbenden 
angeschlossen, die keinem Gründerverband 
einer Verbandsausgleichskasse angehören, 
ferner die Nichterwerbstätigen und die versi-
cherten Arbeitnehmer nicht beitragspflichtiger 
Arbeitgeber.
2bis Versicherte, welche ihre Erwerbstätigkeit vor 
Erreichen des ordentlichen Rentenalters aufge-
ben, bleiben als Nichterwerbstätige der bisher 
zuständigen Ausgleichskasse angeschlossen, 
sofern sie zu diesem Zeitpunkt eine vom Bun-
desrat festgesetzte Altersgrenze erreicht ha-
ben. Der Bundesrat kann bestimmen, dass 
nichterwerbstätige beitragspflichtige Ehegatten 
dieser Versicherten derselben Ausgleichskasse 
angehören.

2bis ...
(siehe Art. 21 AHVG)

3 Die Kassenzugehörigkeit eines Arbeitgebers 
erstreckt sich auf alle Arbeitnehmer, für die er 
den Arbeitgeberbeitrag zu leisten hat.
3bis Die nach Artikel 1a Absatz 4 Buchstabe c 
versicherten Personen gehören der gleichen 
Ausgleichskasse an wie ihr Ehegatte.
4 Der Bundesrat erlässt die Vorschriften über 
die Kassenzugehörigkeit von Arbeitgebern und 
Selbstständigerwerbenden, die mehr als einem 
Berufsverband angehören oder deren Tätigkeit 
sich auf mehr als einen Kanton erstreckt.
5 Arbeitgeber, Selbständigerwerbende, Nichter-
werbstätige und versicherte Arbeitnehmer nicht 
beitragspflichtiger Arbeitgeber, die von keiner 
Ausgleichskasse erfasst wurden, haben sich 
bei der kantonalen Ausgleichskasse zu mel-
den.
6 In Abweichung von Artikel 35 ATSG ent
scheidet bei Streitigkeiten über die Kassen
zugehörigkeit das zuständige Bundesamt. Sein 
Entscheid kann von den beteiligten 
Ausgleichskassen und vom Betroffenen innert 
30 Tagen nach Erhalt der Mitteilung über die 
Kassenzugehörigkeit angerufen werden.
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Art. 64a erster Satz

Zuständig für die Festsetzung und Auszahlung 
der Renten von Ehepaaren ist die 
Ausgleichskasse, welcher die Auszahlung der 
Rente des Ehegatten obliegt, der die 
Altersrente zuerst bezieht; Artikel 62 Absatz 2 
bleibt vorbehalten. …

Art. 102 Abs. 1 Bst. b, c, e und f
1 Die Leistungen der Alters- und 
Hinterlassenenversicherung werden finanziert 
durch: 

b.	 den Beitrag des Bundes; 
c.	 die Vermögenserträge des AHV-

Ausgleichsfonds; 

e.	 die Erträge zugunsten der Versicherung 
aus den Erhöhung der Mehrwertsteuersätze 
nach Artikel 130 Absätze 3 und 3ter BV;

f.	 den Ertrag aus der Spielbankenabgabe.
 

 
Art. 103	 Bundesbeitrag
Der Bundesbeitrag beläuft sich auf 20,2 
Prozent der jährlichen Ausgaben der 
Versicherung; davon wird der Beitrag an die 
Hilflosenentschädigung nach Artikel 102 
Absatz 2 abgezogen.

Art. 64a	 Zuständigkeit zur Festsetzung 
und Auszahlung der Renten von  
Ehepaaren

Art. 64a

Zuständig zur Festsetzung und Auszahlung der 
Renten von Ehepaaren ist die Aus
gleichskasse, welcher die Auszahlung der 
Rente des Ehegatten obliegt, der das Ren
tenalter zuerst erreicht hat; Artikel 62 Absatz 2 
bleibt vorbehalten. Der Bundesrat regelt das 
Verfahren.

...
(siehe Art. 21 AHVG)

Art. 102	 Grundsatz
1 Die Leistungen der Alters- und Hinterlasse-
nenversicherung werden finanziert durch:

a.	 die Beiträge der Versicherten und der Ar-
beitgeber;

b.	 Beitrag des Bundes;
c.	 die Zinsen des AHV-Ausgleichsfonds;

d.	 die Einnahmen aus dem Rückgriff auf haft-
pflichtige Dritte.

2 Die Hilflosenentschädigung wird ausschliess-
lich durch den Bund finanziert.

Art. 103	 Bundesbeitrag
1 Der Bundesbeitrag beläuft sich auf 19,55 
Prozent der jährlichen Ausgaben der Versiche-
rung; davon wird der Beitrag an die Hilflose-
nentschädigung nach Artikel 102 Absatz 2 
abgezogen.
1bis Der Bundesbeitrag nach Absatz 1 wird 
erhöht. Die Erhöhung entspricht: 
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Art. 104	 Finanzierung des 
Bundesbeitrags 
1 Zur Finanzierung des Bundesbeitrags werden 
zuerst die Erträge aus der Belastung des 
Tabaks und der gebrannten Wasser verwendet.  

2 Der fehlende Betrag wird mit allgemeinen 
Mitteln gedeckt.

a.	 den geschätzten statischen steuerlichen 
Auswirkungen für Bund, Kantone und Ge-
meinden bei: 
1.	 der Gewinnsteuer, 
2.	 dem Abzug für die Eigenfinanzierung 

und den Anpassungen bei der Kapital-
steuer, 

3.	 der Dividendenbesteuerung, und 
4.	 dem Kapitaleinlageprinzip; 
b.	 vermindert um: 
1.	 die Mehreinnahmen aus der Erhöhung 

des AHV-Beitragssatzes, und 
2.	 die Höhe des Bundesanteils am Demo-

grafieprozent zugunsten der AHV. 

1ter Die Erhöhung wird auf Zwanzigstel eines 
Prozentpunktes gerundet. 
1quater Die Erhöhung wird gestützt auf die Schät-
zung der Werte im Zeitpunkt der Verabschie-
dung des Bundesgesetzes vom 28. September 
2018  über die Steuer-reform und die AHV-Fi-
nanzierung festgelegt. 
2 Zusätzlich überweist der Bund der Versiche-
rung den Ertrag aus der Spielbankenabgabe.

Art. 104	 Deckung des Bundesbeitrages

1 Der Bund leistet seinen Beitrag vorab aus 
dem Ertrag der Abgaben auf Tabak und ge-
brannten Wassern. Er entnimmt ihn der 
Rückstellung nach Artikel 111.
2 Der Rest wird aus allgemeinen Mitteln ge-
deckt.
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Gliederungstitel vor Art. 111

Aufgehoben

Art. 111
Aufgehoben

Dritter Abschnitt: Die Rückstellung des 
Bundes

Art. 111
Die Erträge aus der Belastung des Tabaks und 
der gebrannten Wasser werden laufend der 
Rückstellung des Bundes für die Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenversicherung 
gutgeschrieben. Die Rückstellung wird nicht 
verzinst.

Ibis

Auftrag an den Bundesrat
Der Bundesrat unterbreitet dem Parlament bis 
am 31. Dezember 2026 eine Vorlage zur Stabi-
lisierung der AHV für die Zeit von 2030 bis 
2040.
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II

Übergangbestimmungen zur Änderung 
vom … 
(Stabilisierung der AHV)

a. Referenzalter der Frauen 
Das Referenzalter liegt bei: 
a.	 64 Jahren für Frauen bis und mit Jahrgang 

[Jahr des Inkrafttretens – 64];
b.	 64 Jahren und drei Monaten für Frauen mit 

Jahrgang [Jahr des Inkrafttretens + 1 – 64];
c.	 64 Jahren und sechs Monaten für Frauen 

mit Jahrgang [Jahr des Inkrafttretens + 2 
– 64];

d.	 64 Jahren und neun Monaten für Frauen 
mit Jahrgang [Jahr des Inkrafttretens + 3 
– 64];

e.	 65 Jahren für Frauen ab Jahrgang [Jahr 
des Inkrafttretens + 4 – 64]. 

b. Berücksichtigung der nach Erreichen 
des Referenzalters geleisteten Beiträge
Personen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der Änderung vom ... das 70. Altersjahr noch 
nicht vollendet haben und über das Alter von 
65 Jahren hinaus Beiträge entrichtet haben, 
können eine Neuberechnung ihrer Rente nach 
Artikel 29bis Absätze 3 und 4 beantragen.

II

Übergangbestimmungen ...

a. ...
(siehe Art. 21 AHVG)

b. ...
(siehe Art. 21 AHVG)
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(Mehrheit) (Minderheit I 

Stöckli, ...)
(Minderheit II  
Graf Maya, ...)

(Minderheit III 
Hegglin Peter, ...)

(Minderheit IV 
Stöckli, ...)

(Minderheit V 
Graf Maya, ...)

(Minderheit VI 
Müller Damian, ...)

c. Kürzungs-
sätze für Frauen 
beim Vorbezug 
der Altersrente
Für Altersrenten 
von Frauen, deren 
Vorbezug im 
Zeitpunkt des 
Inkrafttretens von 
Artikel 40c läuft, gilt 
während der 
Vorbezugsdauer 
weiterhin das bis-
herige Recht. 
Sobald die versi-
cherte Person das 
Referenzalter er-
reicht, wird ihre 
Altersrente nach 
Artikel 29bis unter 
Berücksichtigung 
der in Artikel 40c 
vorgesehenen 
Kürzungssätze neu 
berechnet.

c. ...
(siehe Art. 21 AHVG)

StreichenStreichen Streichen

(siehe Art. 34bis, ...)
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III

Die Änderung anderer Erlasse wird im Anhang 
geregelt. 

d. Anpassung der Erhöhungs- und 
Kürzungssätze
Der Bundesrat legt die Erhöhungssätze ge-
mäss Artikel 39 Absatz 3 und die 
Kürzungssätze gemäss Artikel 40a Absätze 1 
und 3 frühestens auf den 1. Januar 2027 neu 
fest.
(siehe Art.40a Abs. 3)
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IV

1 Dieses Gesetz 
untersteht dem 
fakultativen 
Referendum.

2 Der Bundesrat 
bestimmt das 
Inkrafttreten. 

3 Die Artikel 34bis 
und 40c treten ein 
Jahr nach Inkraft-
treten dieses Ge-
setzes in Kraft und 
gelten während der 
Dauer von neun 
Jahren.

IV

Mehrheit Minderheit  
(Stöckli, Carobbio 
Guscetti, Graf 
Maya, Rechsteiner 
Paul)

1bis Das Gesetz tritt 
nur zusammen mit 
dem Bundesbe-
schluss über die 
Zusatzfinanzierung 
der AHV durch eine 
Erhöhung der 
Mehrwertsteuer 
vom … [Datum vom 
Bundesbeschluss] 
in Kraft.

1bis Streichen 
(=gemäss  
Bundesrat)

(siehe Entwurf 2, Art. 130 Abs. 3ter BV)

Mehrheit Minderheit I 
(Stöckli, ...)

Minderheit II  
(Graf Maya, ...)

Minderheit VI 
(Müller Damian, ...)

Minderheit V 
(Graf Maya, ...)

Minderheit IV 
(Stöckli, ...)

Minderheit III  
(Hegglin Peter, ...)

3 Der Artikel 34bis 
tritt ein Jahr ... 
 
 
                   ... und 
gilt während  der 
Dauer von 14 Jah-
ren.

3 ... 
 
 
 
 
                     ... der 
Dauer von sechs 
Jahren.

3 ... 
 
 
 
 
                     ... der 
Dauer von sechs 
Jahren.

3 ... 
 
 
 
 
                     ... der 
Dauer von neun 
Jahren. 

3 Der Artikel 34bis 
tritt ein Jahr ... 
 
 
                   ... und 
gilt während der 
Dauer von neun 
Jahren. 

3 ... 
 
 
 
 
                     ... der 
Dauer von 14 Jah-
ren.

3 Der Artikel 34bis 
tritt ein Jahr ... 
 
 
                   ... und 
gilt während der 
Dauer von neun 
Jahren. 

(siehe Art. 34bis, ...)
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Anhang
(Ziff. III)

Änderung anderer Erlasse
Die nachstehenden Bundesgesetze werden 
wie folgt geändert:

1. Zivilgesetzbuch7

Ersatz eines Ausdrucks
In den Artikeln 124 Randtitel und Absatz 1 
sowie 124a Randtitel und Absatz 1 wird 
«Rentenalter» durch «Referenzalter» ersetzt. 

Art. 89a Abs. 6 Ziff. 2a

7		 SR 210

Anhang
(Ziff. III)

1. ...

Ersatz eines Ausdrucks
(siehe Art. 21 AHVG)

Art. 89a 
G. Personalfürsorgestiftungen
¹ Für Personalfürsorgeeinrichtungen, die ge-
mäss Artikel 331 des Obligationenrechts  in 
Form der Stiftung errichtet worden sind, gelten 
überdies noch folgende Bestimmungen.
² Die Stiftungsorgane haben den Begünstigten 
über die Organisation, die Tätigkeit und die 
Vermögenslage der Stiftung den erforderlichen 
Aufschluss zu erteilen.
³ Leisten die Arbeitnehmer Beiträge an die 
Stiftung, so sind sie an der Verwaltung wenigs-
tens nach Massgabe dieser Beiträge zu beteili-
gen; soweit möglich haben die Arbeitnehmer 
ihre Vertretung aus dem Personal des Arbeit-
gebers zu wählen. 
⁴ … 
⁵ Die Begünstigten können auf Ausrichtung von 
Leistungen der Stiftung klagen, wenn sie Bei-
träge an diese entrichtet haben oder wenn 
ihnen nach den Stiftungsbestimmungen ein 
Rechtsanspruch auf Leistungen zusteht.
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6 Für Personalfürsorgestiftungen, die auf dem 
Gebiet der Alters-, Hinterlassenen- und Invali-
denvorsorge tätig sind und die dem Freizügig-
keitsgesetz vom 17. Dezember 19938 (FZG) 
unterstellt sind, gelten überdies die folgenden 
Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 
25. Juni 19829 über die berufliche Alters-, Hin-
terlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG) 
über:

2a.	den Bezug der Altersleistung (Art. 13 Abs. 
2, Art. 13a und 13b),

8		 SR 831.42
9		 SR 831.40

⁶ Für Personalfürsorgestiftungen, die auf dem 
Gebiet der Alters-, Hinterlassenen- und Invali-
denvorsorge tätig sind und die dem Freizügig-
keitsgesetz vom 17. Dezember 1993 (FZG) 
unterstellt sind, gelten überdies die folgenden 
Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 25. 
Juni 1982 über die berufliche Alters-, Hinterlas-
senen- und Invalidenvorsorge (BVG) über: 

1.	 die Definition und Grundsätze der berufli-
chen Vorsorge sowie des versicherbaren 
Lohnes oder des versicherbaren Einkom-
mens (Art. 1, 33a und 33b);

2.	 die Unterstellung der Personen unter die 
AHV (Art. 5 Abs. 1);

3.	 die Begünstigten bei Hinterlassenenleistun-
gen (Art. 20a);

3a.die Anpassung der Invalidenrente nach dem 
Vorsorgeausgleich (Art. 24 Abs. 5);

3b.die provisorische Weiterversicherung und 
Aufrechterhaltung des Leistungsanspruchs 
bei Herabsetzung oder Aufhebung der 
Rente der Invalidenversicherung (Art. 26a);

4. 	 die Anpassung der reglementarischen Leis-
tungen an die Preisentwicklung (Art. 36 
Abs. 2–4);

4a. die Zustimmung bei Kapitalabfindung (Art. 
37a);

5.	 die Verjährung von Ansprüchen und die 
Aufbewahrung von Vorsorgeunterlagen 
(Art. 41);

5a. die Verwendung, Bearbeitung und Bekannt-
gabe der Versichertennummer der Alters- 
und Hinterlassenenversicherung (Art. 48 
Abs. 4, Art. 85a Bst. f und Art. 86a Abs. 2 
Bst. bbis);

6.	 die Verantwortlichkeit (Art. 52);
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7. 	 die Zulassung und die Aufgaben der Kont-
rollorgane (Art. 52a–52e);

8. 	 die Integrität und Loyalität der Verantwortli-
chen, die Rechtsgeschäfte mit Nahestehen-
den und die Interessenkonflikte (Art. 51b, 
51c und 53a);

9.	 die Teil- oder Gesamtliquidation (Art. 
53b–53d);

10. die Auflösung von Verträgen (Art. 53e und 
53f);

11.	den Sicherheitsfonds (Art. 56 Abs. 1 Bst. c 
und Abs. 2–5, Art. 56a, 57 und 59);

12. die Aufsicht und die Oberaufsicht (Art. 61–
62a und 64–64c);

13. …
14. die finanzielle Sicherheit (Art. 65 Abs. 1, 3 

und 4, Art. 66 Abs. 4, Art. 67 und Art. 
72a–72g);

15.	die Transparenz (Art. 65a);
16.	die Rückstellungen (Art. 65b);
17.	die Versicherungsverträge zwischen Vor-

sorgeeinrichtungen und Versicherungsein-
richtungen (Art. 68 Abs. 3 und 4);

18.	die Vermögensverwaltung (Art. 71);
19.	die Rechtspflege (Art. 73 und 74);
20.	die Strafbestimmungen (Art. 75–79);
21.	den Einkauf (Art. 79b);
22.	den versicherbaren Lohn und das versi-

cherbare Einkommen (Art. 79c);
23.	die Information der Versicherten (Art. 86b). 
⁷ Für Personalfürsorgestiftungen, die auf dem 
Gebiet der Alters-, Hinterlassenen- und Invali-
denvorsorge tätig sind, aber nicht dem FZG 
unterstellt sind, wie sogenannte patronale 
Wohlfahrtsfonds mit Ermessensleistungen 
sowie Finanzierungsstiftungen, gelten von den  
Bestimmungen des BVG nur die folgenden:
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1.	 die Unterstellung der Personen unter die 
AHV (Art. 5 Abs. 1);

2.	 die Verwendung, Bearbeitung und Bekannt-
gabe der Versichertennummer der AHV 
(Art. 48 Abs. 4, 85a Bst. f und 86a Abs. 2 
Bst. bbis);

3.	 die Verantwortlichkeit (Art. 52);
4.	 die Zulassung und die Aufgaben der Revisi-

onsstelle (Art. 52a, 52b und 52c Abs. 1 Bst. 
a–d und g, 2 und 3);

5.	 die Integrität und Loyalität der Verantwortli-
chen, die Rechtsgeschäfte mit Nahestehen-
den und die Interessenkonflikte (Art. 51b, 
51c und 53a);

6.	 die Gesamtliquidation (Art. 53c);
7.	 die Aufsicht und die Oberaufsicht (Art. 61–

62a und 64–64b);
8.	 die Rechtspflege (Art. 73 und 74);
9.	 die Strafbestimmungen (Art. 75–79);
10.	die steuerliche Behandlung (Art. 80, 81 

Abs. 1 und 83). 
⁸ Für Personalfürsorgestiftungen nach Absatz 7 
gelten zudem die folgenden Bestimmungen:
1.	 Sie verwalten ihr Vermögen so, dass Si-

cherheit, genügender Ertrag auf den Anla-
gen und die für ihre Aufgaben benötigten 
flüssigen Mittel gewährleistet sind.

2.	 Über Teilliquidationssachverhalte von pat-
ronalen Wohlfahrtsfonds mit Ermessens-
leistungen verfügt die Aufsichtsbehörde auf 
Antrag des Stiftungsrats.

3.	 Sie beachten die Grundsätze der Gleichbe-
handlung und der Angemessenheit sinnge-
mäss. 
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2. Bundesgesetz vom 19. Juni 195910 
über die Invalidenversicherung

Art. 10 Abs. 3

3 Der Anspruch erlischt, sobald die versicherte 
Person eine ganze Altersrente nach Artikel 40 
Absatz 1 AHVG11 vorbezieht, spätestens aber 
am Ende des Monats, in dem sie das 
Referenzalter nach Artikel 21 Absatz 1 AHVG 
erreicht.
Art. 22 Abs. 4 zweiter Satz 

10	 SR 831.20
11	 SR 831.10

2. ...

Art. 10 	 Beginn und Ende des Anspruchs Art. 10
¹ Der Anspruch auf Integrationsmassnahmen 
zur Vorbereitung auf die berufliche Eingliede-
rung sowie auf Massnahmen beruflicher Art 
entsteht frühestens im Zeitpunkt der Geltend-
machung des Leistungsanspruchs nach Artikel 
29 Absatz 1 ATSG.
² Der Anspruch auf die übrigen Eingliederungs-
massnahmen und die Massnahmen zur Wie-
dereingliederung nach Artikel 8a entsteht, so-
bald die Massnahmen im Hinblick auf Alter und 
Gesundheitszustand der versicherten Person 
angezeigt sind. 
³ Der Anspruch erlischt spätestens am Ende 
des Monats, in welchem die versicherte Person 
vom Rentenvorbezug nach Artikel 40 Absatz 1 
AHVG Gebrauch macht oder in welchem sie 
das Rentenalter erreicht.

3 ...
(siehe Art. 21 AHVG)

Art. 22 	 Anspruch Art. 22
¹ Versicherte haben während der Durchführung 
von Eingliederungsmassnahmen nach Artikel 8 
Absatz 3 Anspruch auf ein Taggeld, wenn sie 
an wenigstens drei aufeinander folgenden 
Tagen wegen der Massnahmen verhindert 
sind, einer Arbeit nachzugehen, oder in ihrer 
gewohnten Tätigkeit zu mindestens 50 Prozent 
arbeitsunfähig (Art. 6 ATSG) sind.
1bis Versicherte in der erstmaligen beruflichen 
Ausbildung und Versicherte, die das 20. Al-
tersjahr noch nicht vollendet haben und noch 
nicht erwerbstätig gewesen sind, haben An-
spruch auf ein Taggeld, wenn sie ihre Erwerbs-
fähigkeit ganz oder teilweise einbüssen.

² Das Taggeld besteht aus einer Grundentschä-
digung, auf die alle Versicherten Anspruch 
haben, und einem Kindergeld für Versicherte 
mit Kindern.
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4 …  
 
                                          ... Der Anspruch 
erlischt, sobald eine versicherte Person eine 
ganze Altersrente nach Artikel 40 Absatz 1 
AHVG12 vorbezieht, spätestens aber am Ende 
des Monats, in dem sie das Referenzalter nach 
Artikel 21 Absatz 1 AHVG erreicht.

12	 SR 831.10

³ Anspruch auf ein Kindergeld besteht für jedes 
eigene Kind, welches das 18. Altersjahr noch 
nicht vollendet hat. Für Kinder, die noch in 
Ausbildung sind, dauert der Anspruch bis zum 
Abschluss der Ausbildung, längstens aber bis 
zum vollendeten 25. Altersjahr. Pflegekinder, 
die unentgeltlich zu dauernder Pflege und Er-
ziehung aufgenommen wurden, sind den eige-
nen Kindern gleichgestellt. Der Anspruch auf 
ein Kindergeld besteht nicht für Kinder, für die 
gleichzeitig gesetzliche Kinder- und Ausbil-
dungszulagen ausgerichtet werden. 

4 ...
                             ... Zweiter Satz: Streichen

⁴ Das Taggeld wird frühestens ab dem ersten 
Tag des Monats gewährt, welcher der Vollen-
dung des 18. Altersjahres folgt. Der Anspruch 
erlischt spätestens am Ende des Monats, in 
welchem vom Rentenvorbezug nach Artikel 40 
Absatz 1 AHVG Gebrauch gemacht oder in 
welchem das Rentenalter erreicht wird.

⁵ Für Massnahmen nach Artikel 16 Absatz 2 
Buchstabe c besteht kein Anspruch auf ein 
Taggeld.
5bis Bezieht eine versicherte Person eine Rente, 
so wird ihr diese während der Durchführung 
von Integrationsmassnahmen nach Artikel 14a 
und von Massnahmen zur Wiedereingliederung 
nach Artikel 8a anstelle eines Taggeldes weiter 
ausgerichtet. 
5ter Erleidet sie infolge der Durchführung einer 
Massnahme einen Erwerbsausfall oder verliert 
sie das Taggeld einer anderen Versicherung, 
so richtet die Versicherung zusätzlich zur Ren-
te ein Taggeld aus. 
⁶ Der Bundesrat bestimmt, unter welchen Vor-
aussetzungen Taggelder ausgerichtet werden 
für nicht aufeinanderfolgende Tage, für Abklä-
rungs- und Wartezeiten, für Arbeitsversuche 
und für Unterbrüche von Eingliederungsmass-
nahmen wegen Krankheit, Unfall oder Mutter-
schaft. 

e-parl 25.02.2021 14:31



-  37  -

Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

(Fassung gemäss Änderung vom 19.06.2020, 
siehe BBl 2020 5535; noch nicht in Kraft getre-
ten:

Art. 22bisArt. 22bis	 Modalitäten
1 Das Taggeld besteht aus einer 
Grundentschädigung, auf die alle Versicherten 
Anspruch haben, und einem Kindergeld für 
Versicherte mit Kindern.
2 Anspruch auf ein Kindergeld besteht für jedes 
eigene Kind, welches das 18. Altersjahr noch 
nicht vollendet hat. Für Kinder, die noch in 
Ausbildung sind, dauert der Anspruch bis zum 
Abschluss der Ausbildung, längstens aber bis 
zum vollendeten 25. Altersjahr. Pflegekinder, 
die unentgeltlich zu dauernder Pflege und 
Erziehung aufgenommen wurden, sind den 
eigenen Kindern gleichgestellt. Der Anspruch 
auf ein Kindergeld besteht nicht für Kinder, für 
die gleichzeitig gesetzliche Kinder- und 
Ausbildungszulagen ausgerichtet werden.
3 Das Taggeld wird frühestens ab dem ersten 
Tag des Monats gewährt, welcher der 
Vollendung des 18. Altersjahres folgt. Der 
Anspruch nach Artikel 22 Absatz 2 entsteht mit 
Ausbildungsbeginn, auch wenn die versicherte 
Person das 18. Altersjahr noch nicht vollendet 
hat.
4 Der Anspruch erlischt spätestens am Ende 
des Monats, in dem vom Rentenvor-bezug 
nach Artikel 40 Absatz 1 AHVG  Gebrauch 
gemacht oder in dem das Rentenalter erreicht 
wird.

4 Der Anspruch erlischt, sobald eine versicherte 
Person eine ganze Altersrente nach Artikel 40 
Absatz 1 AHVG vorbezieht, spätestens aber 
am Ende des Monats, in dem sie das Referen-
zalter nach Artikel 21 Absatz 1 AHVG erreicht.
(siehe Art. 21 AHVG)

5 Bezieht eine versicherte Person eine Rente, 
so wird ihr diese während der Durchführung 
von Integrationsmassnahmen nach Artikel 14a 
und von Massnahmen zur Wiedereingliederung 
nach Artikel 8a anstelle eines Taggeldes weiter 
ausgerichtet.
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Art. 30	 Erlöschen des Anspruchs
Der Rentenanspruch erlischt:
a.	 mit dem Vorbezug einer ganzen Altersrente 

nach Artikel 40 Absatz 1 AHVG13, ausser die 
Altersrente wurde nach der Anmeldung bei 
der Invalidenversicherung und vor der 
Zusprache einer Invalidenrente vorbezo-
gen;

b.	 mit der Entstehung des Anspruchs auf eine 
Altersrente bei Erreichen des 
Referenzalters nach Artikel 21 Absatz 1 
AHVG;

c.	 mit dem Tod der anspruchsberechtigten 
Person.

Art. 42 Abs. 4 und 4bis

13	 SR 831.10

6 Erleidet die versicherte Person infolge der 
Durchführung einer Massnahme einen 
Erwerbsausfall oder verliert sie das Taggeld 
einer anderen Versicherung, so richtet die 
Versicherung zusätzlich zur Rente ein Taggeld 
aus.
7 Der Bundesrat bestimmt, unter welchen 
Voraussetzungen Taggelder ausgerichtet wer-
den
a.	 für nicht aufeinanderfolgende Tage;
b.	 für Abklärungs- und Wartezeiten;
c.	 für Arbeitsversuche;
d.	 im Fall eines Unterbruchs von Eingliede-

rungsmassnahmen wegen Krankheit, Unfall 
oder Mutterschaft.)

Art. 30 	 Erlöschen des Anspruchs Art. 30
Der Rentenanspruch erlischt mit der Entste-
hung des Anspruchs auf eine Altersrente der 
Alters- und Hinterlassenenversicherung oder 
mit dem Tod des Berechtigten.

...

b.	 ...
(siehe Art. 21 AHVG)

Art. 42 	 Anspruch Art. 42

¹ Versicherte mit Wohnsitz und gewöhnlichem 
Aufenthalt (Art. 13 ATSG) in der Schweiz, die 
hilflos (Art. 9 ATSG) sind, haben Anspruch auf 
eine Hilflosenentschädigung. Vorbehalten 
bleibt Artikel 42bis.

² Es ist zu unterscheiden zwischen schwerer, 
mittelschwerer und leichter Hilflosigkeit.
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4 Die Hilflosenentschädigung wird frühestens 
ab der Geburt gewährt. Nach Vollendung des 
ersten Lebensjahres richtet sich der Beginn 
des Anspruchs nach Artikel 28 Absatz 1. 
 
 
 
 
 

4bis Der Anspruch auf Hilflosenentschädigung 
erlischt spätestens am Ende des Monats: 
a.	 der dem Monat vorangeht, in dem die versi-

cherte Person eine ganze Altersrente nach 
Artikel 40 Absatz 1 AHVG14 vorbezieht;

b.	 in dem die versicherte Person das 
Referenzalter nach Artikel 21 Absatz 1 
AHVG erreicht.

14	 SR 831.10

(Fassung gemäss Änderung vom 19.06.2020, 
siehe BBl 2020 5535; noch nicht in Kraft getre-
ten:
3 Als hilflos gilt ebenfalls eine Person, welche 
zu Hause lebt und wegen der Beeinträchtigung 
der Gesundheit dauernd auf lebenspraktische 
Begleitung angewiesen ist. Liegt ausschliess-
lich eine Beeinträchtigung der psychischen 
Gesundheit vor, so gilt die Person nur als hilf-
los, wenn sie Anspruch auf eine Rente hat. Ist 
eine Person lediglich dauernd auf lebensprakti-
sche Begleitung angewiesen, so liegt immer 
eine leichte Hilflosigkeit vor. Vorbehalten bleibt 
Artikel 42bis Absatz 5.
4 Die Hilflosenentschädigung wird frühestens 
ab der Geburt und spätestens bis Ende des 
Monats gewährt, in welchem vom Rentenvor-
bezug gemäss Artikel 40 Absatz 1 AHVG Ge-
brauch gemacht oder in welchem das Renten-
alter erreicht wird. Der Anspruch entsteht, 
wenn während eines Jahres ohne wesentlichen 
Unterbruch mindestens eine Hilflosigkeit leich-
ten Grades bestanden hat; vorbehalten bleibt 
Artikel 42bis Absatz 3.)

4 ... 
    ... Geburt gewährt. Der Anspruch entsteht, 
wenn während eines Jahres ohne wesentlichen 
Unterbruch mindestens eine Hilflosigkeit leich-
ten Grades bestanden hat; vorbehalten bleibt 
Artikel 42bis Absatz 3.

4bis ...

b.	 ...
(siehe Art. 21 AHVG)

⁵ Der Anspruch auf eine Hilflosenentschädi-
gung entfällt bei einem Aufenthalt in einer Insti-
tution zur Durchführung von Eingliederungs-
massnahmen nach Artikel 8 Absatz 3. Der 
Bundesrat definiert den Aufenthalt. Er kann 
ausnahmsweise auch bei einem Aufenthalt 
einen Anspruch auf eine Hilflosenentschädi-
gung vorsehen, wenn die versicherte Person 
wegen einer schweren Sinnesschädigung oder 
eines schweren körperlichen Gebrechens nur 
dank regelmässiger und erheblicher Dienstleis-
tungen Dritter gesellschaftliche Kontakte pfle-
gen kann.
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Art. 42septies Abs. 3 Bst. b

3 Der Anspruch erlischt zum Zeitpunkt: 

b.	 in dem die versicherte Person eine ganze 
Altersrente nach Artikel 40 Absatz 1 AHVG15 
vorbezieht oder das Referenzalter nach 
Artikel 21 Absatz 1 AHVG erreicht; oder

 
 
Art. 47 Abs. 3

15	 SR 831.10

⁶ Der Bundesrat regelt die Übernahme einer 
anteilmässigen Leistung an die Hilflosenent-
schädigung der Unfallversicherung, falls die 
Hilflosigkeit nur zum Teil auf einen Unfall zu-
rückzuführen ist.

Art. 42septiesArt. 42septies	 Beginn und Ende des Anspruchs
¹ In Abweichung von Artikel 24 ATSG entsteht 
der Anspruch auf einen Assistenzbeitrag frü-
hestens im Zeitpunkt der Geltendmachung 
dieses Anspruchs.
² Der Anspruch besteht für Hilfeleistungen, die 
innert zwölf Monaten nach deren Erbringen 
gemeldet werden.

3 ...³ Der Anspruch erlischt zum Zeitpunkt:
a.	 in dem die versicherte Person die Voraus-

setzungen nach Artikel 42quater nicht mehr 
erfüllt;

b.	 ...
(siehe Art. 21 AHVG)

b.	 in dem die versicherte Person vom Renten-
vorbezug nach Artikel 40 Absatz 1 AHVG 
Gebrauch macht oder das Rentenalter 
erreicht; oder

c.	 des Todes der versicherten Person.

Art. 47 	 Auszahlung der Taggelder und 
Renten

¹ In Abweichung von Artikel 19 Absatz 3 ATSG 
können Renten während der Durchführung von 
Abklärungs- und Eingliederungsmassnahmen 
sowie von Massnahmen zur Wiedereingliede-
rung nach Artikel 8a weiter gewährt werden. 
1bis Die Renten werden gewährt:
a.	 bei Massnahmen zur Wiedereingliederung 

nach Artikel 8a bis zum Entscheid der 
IV-Stelle nach Artikel 17 ATSG;

b.	 bei den übrigen Eingliederungsmassnah-
men längstens bis zum Ende des dritten 
vollen Kalendermonats, der dem Beginn 
der Massnahmen folgt. 
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3 Renten, deren Betrag 20 Prozent der minima-
len Vollrente nicht übersteigen, werden in 
Abweichung von Artikel 19 Absätze 1 und 3 
ATSG einmal jährlich ausbezahlt. Die berech-
tigte Person kann die monatliche Auszahlung 
verlangen.

Art. 74 Abs. 2 

2 Die Beiträge werden weiterhin ausgerichtet, 
wenn die betroffenen Invaliden das Referenzal-
ter nach Artikel 21 Absatz 1 AHVG16 erreichen.

16	 SR 831.10

1ter Zusätzlich zur Rente wird das Taggeld aus-
gerichtet. Dieses wird jedoch während der 
Dauer des Doppelanspruchs bei der Durchfüh-
rung von Abklärungs- oder Eingliederungs-
massnahmen um einen Dreissigstel des Ren-
tenbetrags gekürzt. 
² Löst eine Rente das Taggeld ab, so wird in 
Abweichung von Artikel 19 Absatz 3 ATSG die 
Rente auch für den Monat, in dem der Tag-
geldanspruch endet, ungekürzt ausgerichtet. 
Hingegen wird das Taggeld in diesem Monat 
um einen Dreissigstel des Rentenbetrags ge-
kürzt.
³ Teilrenten, deren Betrag 10 Prozent der mini-
malen Vollrente nicht übersteigen, werden in 
Abweichung von Artikel 19 Absätze 1 und 3 
ATSG einmal jährlich nachschüssig im Dezem-
ber ausbezahlt. Der Berechtigte kann die mo-
natliche Auszahlung verlangen.

Art. 74	 Organisationen der privaten 
Invalidenhilfe

Art. 74

¹ Die Versicherung gewährt den sprachregional 
oder national tätigen Dachorganisationen der 
privaten Invalidenfachhilfe oder Invaliden-
selbsthilfe Beiträge, insbesondere an die Kos-
ten der Durchführung folgender Aufgaben: 
a.	 Beratung und Betreuung Invalider;
b.	 Beratung der Angehörigen Invalider;
c.	 Kurse zur Ertüchtigung Invalider;
d.	 … 
² Die Beiträge werden weiterhin ausgerichtet, 
wenn die betroffenen Invaliden das Rentenalter 
der AHV erreichen. 

2 ...
(siehe Art. 21 AHVG)
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3. Bundesgesetz vom 6. Oktober 200617 
über Ergänzungsleistungen zur Alters-, 
Hinterlassenen- und 
Invalidenversicherung

Art. 4 Abs. 1 Bst. abis, aquater und b Ziff. 2
1 Personen mit Wohnsitz und gewöhnlichem 
Aufenthalt (Art. 13 ATSG18) in der Schweiz 
haben Anspruch auf Ergänzungsleistungen, 
wenn sie: 

abis.Anspruch auf eine Witwen- oder 
Witwerrente der AHV haben, solange sie 
das Referenzalter nach Artikel 21 Absatz 1 
des Bundesgesetzes vom 20. Dezember 
194619 über die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung (AHVG) noch 
nicht erreicht haben; 

aquater.	Anspruch auf eine Waisenrente der 
AHV haben;

b.	 Anspruch hätten auf eine Rente der AHV, 
wenn:

2.	 die verstorbene Person diese 
Mindestbeitragsdauer erfüllt hätte und 
die verwitwete Person das 
Referenzalter nach Artikel 21 AHVG 
noch nicht erreicht hat;

17	 SR 831.30
18	 SR 830.1
19	 SR 831.10

3. ...

Art. 4	 Allgemeine Voraussetzungen Art. 4
¹ Personen mit Wohnsitz und gewöhnlichem 
Aufenthalt (Art. 13 ATSG) in der Schweiz ha-
ben Anspruch auf Ergänzungsleistungen, wenn 
sie:

1 ...

a. 	 eine Altersrente der Alters- und Hinterlasse-
nenversicherung (AHV) beziehen;

abis. Anspruch auf eine Witwen- oder Witwer-
rente der AHV haben, solange sie das Ren-
tenalter nach Artikel 21 des Bundesgeset-
zes vom 20. Dezember 1946 über die 
Alters- und Hinterlassenenversicherung 
(AHVG) noch nicht erreicht haben, oder 
Anspruch auf eine Waisenrente der AHV 
haben;

abis.	 ...
(siehe Art. 21 AHVG)

ater. gestützt auf Artikel 24b AHVG anstelle 
einer Altersrente eine Witwen- oder Witwer-
rente beziehen;

b. 	 Anspruch hätten auf eine Rente der AHV, 
wenn:

b.	 ...

1.	 sie die Mindestbeitragsdauer nach Arti-
kel 29 Absatz 1 AHVG erfüllen würden, 
oder

2.	 die verstorbene Person diese Mindest-
beitragsdauer erfüllt hätte und die ver-
witweten oder verwaisten Personen das 
Rentenalter nach Artikel 21 AHVG noch 
nicht erreicht haben;

2.	 ...
(siehe Art. 21 AHVG)

c.	 Anspruch haben auf eine Rente oder eine 
Hilflosenentschädigung der Invalidenversi-
cherung (IV) oder ununterbrochen während 
mindestens sechs Monaten ein Taggeld der 
IV beziehen; oder
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Art. 11 Abs. 1 Bst. dbis und 1ter

1 Als Einnahmen werden angerechnet:

d. 	 Anspruch hätten auf eine Rente der IV, 
wenn sie die Mindestbeitragsdauer nach 
Artikel 36 Absatz 1 des Bundesgesetzes 
vom 19. Juni 1959 über die Invalidenversi-
cherung erfüllen würden.

² Anspruch auf Ergänzungsleistungen haben 
auch getrennte Ehegatten und geschiedene 
Personen mit Wohnsitz und gewöhnlichem 
Aufenthalt (Art. 13 ATSG) in der Schweiz, wenn 
sie eine Zusatzrente der AHV oder IV bezie-
hen.
3 Der gewöhnliche Aufenthalt in der Schweiz 
nach Absatz 1 gilt als unterbrochen, wenn eine 
Person:
a. 	 sich ununterbrochen mehr als drei Monate 

im Ausland aufhält; oder
b. 	 sich in einem Kalenderjahr insgesamt mehr 

als drei Monate im Ausland aufhält
4 Der Bundesrat bestimmt den Zeitpunkt der 
Sistierung und der Wiederausrichtung der Leis-
tungen sowie die Fälle, in denen der gewöhnli-
che Aufenthalt in der Schweiz bei einem Aus-
landaufenthalt bis zu einem Jahr 
ausnahmsweise nicht unterbrochen wird.

Art. 11	 Anrechenbare Einnahmen
¹ Als Einnahmen werden angerechnet:
a.	 zwei Drittel der Erwerbseinkünfte in Geld 

oder Naturalien, soweit sie bei alleinstehen-
den Personen jährlich 1000 Franken und 
bei Ehepaaren und Personen mit rentenbe-
rechtigten Waisen oder mit Kindern, die 
einen Anspruch auf eine Kinderrente der 
AHV oder IV begründen, 1500 Franken 
übersteigen; bei Ehegatten ohne Anspruch 
auf Ergänzungsleistungen wird das Erwerb-
seinkommen zu 80 Prozent angerechnet; 
bei invaliden Personen mit einem Anspruch 
auf ein Taggeld der IV wird es voll ange-
rechnet;
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dbis.	 die ganze Rente, auch wenn nur ein Teil 
davon nach Artikel 39 Absatz 1 AHVG20 
aufgeschoben oder nach Artikel 40 
Absatz 1 AHVG vorbezogen wird;

20	 SR 831.10

b.	 Einkünfte aus beweglichem und unbewegli-
chem Vermögen einschliesslich des Jahres-
werts einer Nutzniessung oder eines Wohn-
rechts oder des Jahresmietwerts einer 
Liegenschaft, an der die Bezügerin oder der 
Bezüger oder eine andere Person, die in 
die Berechnung der Ergänzungsleistungen 
eingeschlossen ist, Eigentum hat und von 
mindestens einer dieser Personen bewohnt 
wird;

c. 	 ein Fünfzehntel, bei Altersrentnerinnen und 
Altersrentnern ein Zehntel des Reinvermö-
gens, soweit es bei alleinstehenden Perso-
nen 30 000 Franken, bei Ehepaaren 50 000 
Franken und bei rentenberechtigten Waisen 
sowie bei Kindern, die einen Anspruch auf 
eine Kinderrente der AHV oder IV begrün-
den, 15 000 Franken übersteigt; hat die 
Bezügerin oder der Bezüger oder eine 
Person, die in die Berechnung der Ergän-
zungsleistungen eingeschlossen ist, Eigen-
tum an einer Liegenschaft, die mindestens 
von einer dieser Personen bewohnt wird, so 
ist nur der 112 500 Franken übersteigende 
Wert der Liegenschaft beim Vermögen zu 
berücksichtigen;

d.	 Renten, Pensionen und andere wiederkeh-
rende Leistungen, einschliesslich der Ren-
ten der AHV und der IV;

e.	 Leistungen aus Verpfründungsvertrag und 
ähnlichen Vereinbarungen;

f.	 Familienzulagen;
g.	 ...
h.	 familienrechtliche Unterhaltsbeiträge;
i.	 die Prämienverbilligung für die Zeitspanne, 

für die rückwirkend eine Ergänzungsleis-
tung ausgerichtet wird.
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1ter Personen, die einen Teil der Rente nach 
Artikel 40 Absatz 1 AHVG vorbeziehen und 
gleichzeitig Anspruch auf Leistungen der IV 
nach den Artikeln 10 und 22 haben, gelten für 
die Anrechnung des Reinvermögens nach 
Absatz 1 Buchstabe c nicht als 
Altersrentnerinnen oder Altersrentner. 

1bis In Abweichung von Absatz 1 Buchstabe c ist 
nur der 300 000 Franken übersteigende Wert 
der Liegenschaft beim Vermögen zu berück-
sichtigen:
a.	 wenn ein Ehepaar oder einer der Ehegatten 

Eigentum an einer Liegenschaft hat, die 
von einem der Ehegatten bewohnt wird, 
während der andere im Heim oder Spital 
lebt; oder

b.	 wenn eine Person Bezügerin einer Hilflose-
nentschädigung der AHV, IV, Unfallversi-
cherung oder Militärversicherung ist und 
eine Liegenschaft bewohnt, an der sie oder 
ihr Ehegatte Eigentum hat.

² Für in Heimen oder Spitälern lebende Perso-
nen können die Kantone den Vermögensver-
zehr abweichend von Absatz 1 Buchstabe c 
festlegen. Die Kantone können den Vermö-
gensverzehr auf höchstens einen Fünftel erhö-
hen.
³ Nicht angerechnet werden:
a.	 Verwandtenunterstützungen nach den Arti-

keln 328–330 des Zivilgesetzbuches;
b.	 Unterstützungen der öffentlichen Sozialhil-

fe;
c.	 öffentliche oder private Leistungen mit aus-

gesprochenem Fürsorgecharakter;
d.	 Hilflosenentschädigungen der Sozialversi-

cherungen;
e.	 Stipendien und andere Ausbildungsbeihil-

fen;
f. 	 Assistenzbeiträge der AHV oder der IV;
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Art. 13 Abs. 3

3 Der Bundesbeitrag wird zuerst aus den 
zweckgebundenen Erträgen aus der Belastung 
des Tabaks und der gebrannten Wasser finan-
ziert. Der fehlende Betrag wird mit allgemeinen 
Mitteln gedeckt.

g. 	 Beiträge der obligatorischen Krankenpfle-
geversicherung an die Pflegeleistungen in 
einem Heim, wenn in der Tagestaxe keine 
Pflegekosten nach dem KVG berücksichtigt 
werden.

⁴ Der Bundesrat bestimmt die Fälle, in denen 
die Hilflosenentschädigungen der Sozialversi-
cherungen als Einnahmen angerechnet wer-
den.

Art. 13	 Finanzierung
¹ Die jährlichen Ergänzungsleistungen werden 
zu fünf Achteln vom Bund und zu drei Achteln 
von den Kantonen getragen.
² Bei in Heimen oder Spitälern lebenden Perso-
nen übernimmt der Bund fünf Achtel der jährli-
chen Ergänzungsleistungen, soweit die Sum-
me des Betrags für den allgemeinen 
Lebensbedarf nach Artikel 10 Absatz 1 Buch-
stabe a Ziffer 1, des Betrags von 13 200 Fran-
ken für den Mietzins und der Beträge für die 
anerkannten Ausgaben nach Artikel 10 Absatz 
3 nicht durch die anrechenbaren Einnahmen 
gedeckt sind; die mit dem Heim- oder Spitalau-
fenthalt in direktem Zusammenhang stehenden 
Einnahmen werden dabei nicht berücksichtigt. 
Den Rest tragen die Kantone.
³ Die Beiträge des Bundes werden aus allge-
meinen Mitteln finanziert, soweit sie nicht der 
Rückstellung nach Artikel 111 AHVG entnom-
men werden können.

⁴ Der Bundesrat kann Regelungen für eine 
einfachere Berechnung des Bundesanteils 
erlassen; er regelt das Verfahren für dessen 
Ausrichtung.
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4. Bundesgesetz vom 25. Juni 198221 
über die berufliche Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge

Ersatz von Ausdrücken
1 In den Artikeln 10 Absatz 2 Buchstabe a, 14 
Absatz 2, 15 Absatz 1 Buchstabe a, 24 Absatz 
3 Buchstabe b, 33b Sachüberschrift, 34a 
Absatz 4, 36 Absatz 1 wird «ordentliches 
Rentenalter» durch «Referenzalter» ersetzt. 
2 In den Artikeln 14 Absatz 1, 31, 49 Absatz 1 
und 60a Absatz 2 wird «Rentenalter» durch 
«Referenzalter» ersetzt.
3 In Artikel 33a Absatz 2 wird «ordentlichen 
reglementarischen Rentenalter» durch «regle-
mentarischen Referenzalter» ersetzt.
4 In Artikel 41 Absatz. 3 wird «ordentlichen 
Rücktrittsalter» durch «Referenzalter» ersetzt.

Art. 13	 Referenzalter, Alter für den 
Vorbezug und den Aufschub

1 Das Referenzalter der beruflichen Vorsorge 
entspricht dem Referenzalter nach Artikel 21 
Absatz 1 AHVG22.

2 Die versicherte Person kann die Altersleistung 
ab dem vollendeten 62. Altersjahr vorbeziehen 
und bis zur Vollendung des 70. Altersjahres 
aufschieben. 
 
3 Die Vorsorgeeinrichtungen können innerhalb 
der in Artikel 1 Absatz 3 festgelegten Grenzen 
ein tieferes Alter für den Leistungsbezug vorse-
hen.

21	 SR 831.40
22	 SR 831.10

4. ...

Ersatz von Ausdrücken
(siehe Art. 21 AHVG)

Art. 13 	 Leistungsanspruch Art. 13

¹ Anspruch auf Altersleistungen haben: 1 ...
(siehe Art. 21 AHVG)

a.	 Männer, die das 65. Altersjahr zurückgelegt 
haben;

b.	 Frauen, die das 62. Altersjahr zurückgelegt 
haben.

Mehrheit Minderheit (Carobbio Guscetti, ...)
² Die reglementarischen Bestimmungen der 
Vorsorgeeinrichtung können abweichend da-
von vorsehen, dass der Anspruch auf Alters-
leistungen mit der Beendigung der Erwerbstä-
tigkeit entsteht. In diesem Fall ist der 
Umwandlungssatz (Art. 14) entsprechend an-
zupassen.

2 Gemäss Bundesrat2 ...                                                                 ... 
ab dem vollendeten 63. Altersjahr vorbeziehen 
…
(siehe Art. 40 Abs. 1 AHVG)
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Art. 13a	 Teilbezug der Altersleistung
1 Die versicherte Person kann die Altersleistung 
als Rente abgestuft in bis zu drei Schritten 
beziehen. Die Vorsorgeeinrichtung kann mehr 
als drei Schritte zulassen.
2 Der Bezug der Altersleistung in Kapitalform ist 
in höchstens drei Schritten zulässig. Dies gilt 
auch, wenn der bei einem Arbeitgeber erzielte 
Lohn bei mehreren Vorsorgeeinrichtungen 
versichert ist.
3 Der erste Teilbezug muss mindestens 20 
Prozent der Altersleistung betragen. Die 
Vorsorgeeinrichtung kann einen tieferen 
Mindestanteil zulassen.
4 Die Vorsorgeeinrichtung kann im Reglement 
vorsehen, dass die ganze Altersleistung bezo-
gen werden muss, wenn der verbleibende 
Jahreslohn unter den Betrag fällt, der nach 
ihrem Reglement für die Versicherung notwen-
dig ist.

Art. 13b	 Bedingungen für den Vorbezug 
und den Aufschub der 
Altersleistung

1 Der Anteil der vor dem reglementarischen 
Referenzalter bezogenen Altersleistung darf 
den Anteil der Lohnreduktion nicht übersteigen.
2 Die versicherte Person kann den Bezug ihrer 
Altersleistung nur bis zum Ende der 
Erwerbstätigkeit aufschieben, höchstens je-
doch bis zur Vollendung des 70. Altersjahres. 

Art. 17 Abs. 1 zweiter Satz
1 …  
 
 
 
      ... Für die Kinderrente gelten die gleichen 
Berechnungsregeln wie für die Altersrente.

Art. 13a

2 ... 
                ... drei Schritten zulässig. Ein Schritt 
umfasst sämtliche Bezüge von Altersleistungen 
in Kapitalform innerhalb eines Kalenderjahres. 
Dies gilt auch, ...

Art. 13b

1 ...
(siehe Art. 21 AHVG)

Art. 17	 Kinderrente
¹ Versicherte, denen eine Altersrente zusteht, 
haben für jedes Kind, das im Falle ihres Todes 
eine Waisenrente beanspruchen könnte, An-
spruch auf eine Kinderrente in Höhe der Wai-
senrente.
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Art. 21 Abs. 1
1 Beim Tod einer versicherten Person beträgt 
die Witwen- oder Witwerrente 60 Prozent, die 
Waisenrente 20 Prozent der vollen 
Invalidenrente oder, während dem Aufschub 
des Bezugs der Altersleistung, der Altersrente, 
auf welche die versicherte Person Anspruch 
gehabt hätte. 

 

 
Art. 37 Abs. 2

2 Die versicherte Person kann verlangen, dass 
ihr ein Viertel ihres Altersguthabens, das für die 
Berechnung der tatsächlich bezogenen 
Altersleistungen (Art. 13–13b) massgebend ist, 
als einmalige Kapitalabfindung ausgerichtet 
wird.

² Der Anspruch auf eine Kinderrente, der im 
Zeitpunkt der Einleitung eines Scheidungsver-
fahrens besteht, wird vom Vorsorgeausgleich 
nach Artikel 124a des Zivilgesetzbuches (ZGB) 
nicht berührt. 

Art. 21 	 Höhe der Rente Art. 21
1 ... 
                                                             ..., die 
Waisenrente 20 Prozent der ganzen 
Invalidenrente oder, ...

1 Beim Tod eines Versicherten beträgt die Wit-
wen- oder Witwerrente 60 Prozent, die Waisen-
rente 20 Prozent der vollen Invalidenrente, auf 
die der Versicherte Anspruch gehabt hätte.

2 Beim Tod einer Person, die eine Alters- oder 
Invalidenrente bezogen hat, beträgt die Wit-
wen- oder Witwerrente 60 Prozent, die Waisen-
rente 20 Prozent der zuletzt ausgerichteten 
Alters- oder Invalidenrente.
³ Rentenanteile, die im Rahmen eines Vorsor-
geausgleichs nach Artikel 124a ZGB dem aus-
gleichsberechtigten Ehegatten zugesprochen 
wurden, gehören nicht zur zuletzt ausgerichte-
ten Alters- oder Invalidenrente der versicherten 
Person nach Absatz 2. 
⁴ Wurde eine Kinderrente von einem Vorsorge-
ausgleich nach Artikel 124 oder 124a ZGB 
nicht berührt, so wird die Waisenrente auf den 
gleichen Grundlagen berechnet.

Art. 37 	 Form der Leistungen
¹ Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenleistun-
gen werden in der Regel als Rente ausgerich-
tet.
² Der Versicherte kann verlangen, dass ihm ein 
Viertel seines Altersguthabens, das für die 
Berechnung der tatsächlich bezogenen Alters-
leistungen (Art. 13 und Art. 13a) massgebend 
ist, als einmalige Kapitalabfindung ausgerichtet 
wird.

e-parl 25.02.2021 14:31



-  50  -

Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

 
 
Art. 49 Abs. 2 Ziff. 2

2 Gewährt eine Vorsorgeeinrichtung mehr als 
die Mindestleistungen, so gelten für die weiter 
gehende Vorsorge nur die Vorschriften über:

2.	 den Bezug der Altersleistung (Art. 13 Abs. 
2, Art. 13a und 13b),

³ Die Vorsorgeeinrichtung kann an Stelle der 
Rente eine Kapitalabfindung ausrichten, wenn 
die Alters- oder die Invalidenrente weniger als 
10 Prozent, die Witwen- oder Witwerrente 
weniger als 6 Prozent oder die Waisenrente 
weniger als 2 Prozent der Mindestaltersrente 
der AHV beträgt.
⁴ Die Vorsorgeeinrichtung kann in ihrem Regle-
ment vorsehen, dass:
a.	 die Anspruchsberechtigten eine Kapitalab-

findung an Stelle einer Alters-, Hinterlasse-
nen- oder Invalidenrente wählen können;

b.	 die Anspruchsberechtigten eine bestimmte 
Frist für die Geltendmachung der Kapitalab-
findung einhalten müssen.

⁵ … 

Art. 49 	 Selbständigkeitsbereich
¹ Die Vorsorgeeinrichtungen sind im Rahmen 
dieses Gesetzes in der Gestaltung ihrer Leis-
tungen, in deren Finanzierung und in ihrer 
Organisation frei. Sie können im Reglement 
vorsehen, dass Leistungen, die über die ge-
setzlichen Mindestbestimmungen hinausge-
hen, nur bis zum Erreichen des Rentenalters 
ausgerichtet werden.
² Gewährt eine Vorsorgeeinrichtung mehr als 
die Mindestleistungen, so gelten für die weiter 
gehende Vorsorge nur die Vorschriften über: 
1. 	 die Definition und Grundsätze der berufli-

chen Vorsorge sowie des versicherbaren 
Lohnes oder des versicherbaren Einkom-
mens (Art. 1, 33a und 33b);

2. 	 die zusätzlichen Einkäufe für den Vorbezug 
der Altersleistung (Art. 13a Abs. 8);

3.	 die Begünstigten bei Hinterlassenenleistun-
gen (Art. 20a);

3a. die Anpassung der Invalidenrente nach 
dem Vorsorgeausgleich (Art. 24 Abs. 5);
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3b. die provisorische Weiterversicherung und 
Aufrechterhaltung des Leistungsanspruchs 
bei Herabsetzung oder Aufhebung der 
Rente der Invalidenversicherung (Art. 26a);

4.	 die Rückerstattung zu Unrecht bezogener 
Leistungen (Art. 35a);

5. 	 die Anpassung an die Preisentwicklung 
(Art. 36 Abs. 2–4);

5a. die Zustimmung bei Kapitalabfindung (Art. 
37a);

6.	 die Verjährung von Ansprüchen und die 
Aufbewahrung von Vorsorgeunterlagen 
(Art. 41);

6a. das Ausscheiden aus der obligatorischen 
Versicherung nach Vollendung des 58. 
Altersjahres (Art. 47a); 

6b. die systematische Verwendung der Versi-
chertennummer der AHV (Art. 48 Abs. 4);

7. 	 die paritätische Verwaltung und die Aufga-
ben des obersten Organs der Vorsorgeein-
richtung (Art. 51 und 51a);

8.	 die Verantwortlichkeit (Art. 52);
9. 	 die Zulassung und die Aufgaben der Kont-

rollorgane (Art. 52a–52e);
10. die Integrität und Loyalität der Verantwortli-

chen, die Rechtsgeschäfte mit Nahestehen-
den und die Interessenkonflikte (Art. 51b, 
51c und 53a);

11.	die Teil- oder Gesamtliquidation (Art. 
53b–53d);

12. die Auflösung von Verträgen (Art. 53e und 
53f);

13.	den Sicherheitsfonds (Art. 56 Abs. 1 Bst. c 
und Abs. 2–5, Art. 56a, 57 und 59);

14. die Aufsicht und die Oberaufsicht (Art. 61–
62a und 64–64c);

15. …
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Art. 79b Abs. 2

2 Der Bundesrat regelt den Einkauf von 
Personen, die: 
 

a.	 bis zum Zeitpunkt, in dem sie den Einkauf 
verlangen, noch nie einer 
Vorsorgeeinrichtung angehört haben;

b.	 eine Leistung der beruflichen Vorsorge 
beziehen oder bezogen haben.

16. die finanzielle Sicherheit (Art. 65, 65c, 65d 
Abs. 1, 2 und 3 Bst. a zweiter Satz und b, 
Art. 65e, 66 Abs. 4, 67 und 72a–72g);

17.	die Transparenz (Art. 65a);
18.	die Rückstellungen (Art. 65b);
19.	die Versicherungsverträge zwischen Vor-

sorgeeinrichtungen und Versicherungsein-
richtungen (Art. 68 Abs. 3 und 4);

20.	die Überschussbeteiligungen aus Versiche-
rungsverträgen (Art. 68a);

21.	die Vermögensverwaltung (Art. 71);
22.	die Rechtspflege (Art. 73 und 74);
23.	die Strafbestimmungen (Art. 75–79);
24.	den Einkauf (Art. 79b);
25.	den versicherbaren Lohn und das versi-

cherbare Einkommen (Art. 79c);
25a. die Datenbearbeitung für die Zuweisung 

oder Verifizierung der Versichertennummer 
der AHV (Art. 85a Bst. f);

25b. die Datenbekanntgabe für die Zuweisung 
oder Verifizierung der Versicher-tennummer 
der AHV (Art. 86a Abs. 2 Bst. bbis);

26.	die Information der Versicherten (Art. 86b).

Art. 79b 	 Einkauf
¹ Die Vorsorgeeinrichtung darf den Einkauf 
höchstens bis zur Höhe der reglementarischen 
Leistungen ermöglichen.
² Der Bundesrat regelt die Fälle der Personen, 
die im Zeitpunkt, in dem sie den Einkauf ver-
langt haben, noch nie einer Vorsorgeeinrich-
tung angehört haben.
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5. Freizügigkeitsgesetz vom 17. 
Dezember 199323

Ersatz von Ausdrücken
1 In Artikel 2 Absatz 1bis wird «ordentliches 
Rentenalter» durch «Referenzalter» ersetzt.
2 In den Artikeln 2 Absatz 1bis und 16 Absatz 5 
werden «der ordentlichen reglementarischen 
Altersgrenze» durch «dem reglementarischen 
Referenzalter» ersetzt.
3 In Artikel 17 Absatz 2 Buchstaben a, b und c 
wird «der ordentlichen Altersgrenze» durch 
«des Referenzalters» ersetzt.
4 In Artikel 22e Absatz 2 wird «Rentenalter» 
durch «Referenzalter» ersetzt.

.

23	 SR 831.42

³ Wurden Einkäufe getätigt, so dürfen die dar-
aus resultierenden Leistungen innerhalb der 
nächsten drei Jahre nicht in Kapitalform aus 
der Vorsorge zurückgezogen werden. Wurden 
Vorbezüge für die Wohneigentumsförderung 
getätigt, so dürfen freiwillige Einkäufe erst 
vorgenommen werden, wenn die Vorbezüge 
zurückbezahlt sind.
⁴ Von der Begrenzung ausgenommen sind die 
Wiedereinkäufe im Falle der Ehescheidung 
oder gerichtlichen Auflösung einer eingetrage-
nen Partnerschaft nach Artikel 22c FZG. 

5. ...

Ersatz von Ausdrücken
(siehe Art. 21 AHVG)

Art. 1	 Art. 1
1 Dieses Gesetz regelt im Rahmen der berufli-
chen Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvor-
sorge die Ansprüche der Versicherten im Frei-
zügigkeitsfall.
2 Es ist anwendbar auf alle Vorsorgeverhältnis-
se, in denen eine Vorsorgeeinrichtung des 
privaten oder des öffentlichen Rechts aufgrund 
ihrer Vorschriften (Reglement) bei Erreichen 
der Altersgrenze, bei Tod oder bei Invalidität 
(Vorsorgefall) einen Anspruch auf Leistungen 
gewährt.
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Art. 8 Abs. 3 und 4

3 Im Freizügigkeitsfall muss die 
Vorsorgeeinrichtung zu Personen, die eine 
Altersleistung beziehen oder bezogen haben 
oder eine Rente infolge Teilinvalidität beziehen, 
jeder neuen Vorsorge- oder 
Freizügigkeitseinrichtung die Informationen 
über den Bezug der Alters- und 
Invalidenleistungen geben, die notwendig sind 
für:
a.	 die Berechnung der Einkaufsmöglichkeiten 

oder des obligatorisch zu versichernden 
Lohns; und

b.	 die Beachtung der Höchstzahl der Bezüge 
in Kapitalform (Art. 13a Abs. 2 BVG).

3 Es ist sinngemäss anwendbar auf Ruhege-
haltsordnungen, nach denen die Versicherten 
im Vorsorgefall Anspruch auf Leistungen ha-
ben.

4 Es ist nicht anwendbar auf Vorsorgeverhält-
nisse, in denen eine Vorsorgeeinrichtung, die 
nicht im Kapitaldeckungsverfahren finanziert 
wird, Anspruch auf Überbrückungsrenten bis 
zum Referenzalter nach Artikel 21 Absatz 1 des 
Bundesgesetzes vom 20. Dezember 1946 über 
die Alters- und Hinterlassenenversicherung 
(AHVG) gewährt.

Art. 8	 Abrechnung und Information
¹ Im Freizügigkeitsfall muss die Vorsorgeein-
richtung den Versicherten eine Abrechnung 
über die Austrittsleistung erstellen. Daraus 
müssen die Berechnung der Austrittsleistung, 
die Höhe des Mindestbetrages (Art. 17) und die 
Höhe des Altersguthabens (Art. 15 BVG) er-
sichtlich sein.
2 Die Vorsorgeeinrichtung muss die Versicher-
ten auf alle gesetzlich und reglementarisch 
vorgesehenen Möglichkeiten der Erhaltung des 
Vorsorgeschutzes hinweisen; namentlich hat 
sie die Versicherten darauf aufmerksam zu 
machen, wie diese den Vorsorgeschutz für den 
Todes- und Invaliditätsfall beibehalten können.
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4 Bei der Übertragung der 
Freizügigkeitsleistung auf eine neue Vorsorge- 
oder Freizügigkeitseinrichtung muss die 
Freizügigkeitseinrichtung dieser die 
Informationen nach Absatz 3 weiterleiten.

Art. 24f zweiter Satz
…  
 
 
 
                                        ... Die Aufbe-
wahrungspflicht erlischt, wenn die versicherte 
Person das 80. Altersjahr vollendet hat.

6. Bundesgesetz vom 20. März 198124 
über die Unfallversicherung

Ersatz eines Ausdrucks
In den Artikeln 18 Absatz 1 und 20 Absatz 2ter 
wird «ordentliches Rentenalter» durch 
«Referenzalter» ersetzt. 

Art. 20 Abs. 2 zweiter und dritter Satz

2 …  
 
 
 
 
 
 
 
                                            ... Die Komple-
mentärrente wird beim erstmaligen 
Zusammentreffen mit der IV- oder der AHV-
Rente festgesetzt. Sie wird angepasst, wenn 

24	 SR 832.20

Art. 24f	 Aktenaufbewahrung
Die Zentralstelle 2. Säule bewahrt die Meldun-
gen auf. Die Aufbewahrungspflicht erlischt mit 
Ablauf von zehn Jahren, nachdem der Versi-
cherte das Rentenalter im Sinne von Artikel 13 
Absatz 1 BVG erreicht hat.

6. ...

Ersatz eines Ausdrucks
(siehe Art. 21 AHVG)

Art. 20	 Höhe
¹ Die Invalidenrente beträgt bei Vollinvalidität 
80 Prozent des versicherten Verdienstes; bei 
Teilinvalidität wird sie entsprechend gekürzt.
² Hat der Versicherte Anspruch auf eine Rente 
der IV oder auf eine Rente der Alters- und 
Hinterlassenenversicherung (AHV), so wird ihm 
eine Komplementärrente gewährt; diese ent-
spricht in Abweichung von Artikel 69 ATSG der 
Differenz zwischen 90 Prozent des versicher-
ten Verdienstes und der Rente der IV oder der 
AHV, höchstens aber dem für Voll- oder Teilin-
validität vorgesehenen Betrag. Die Komple-
mentärrente wird beim erstmaligen Zusammen-
treffen der erwähnten Renten festgesetzt und 
lediglich späteren Änderungen der für Famili-
enangehörige bestimmten Teile der Rente der 
IV oder der AHV angepasst.
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die AHV-Rente infolge eines Aufschubs oder 
Vorbezugs geändert wird oder wenn die für 
Familienangehörige bestimmten Teile der IV- 
oder der AHV-Rente geändert werden.

 

 
Art. 22	 Revision der Rente
In Abweichung von Artikel 17 Absatz 1 ATSG25 
kann die Rente ab dem Monat, in dem die 
berechtigte Person eine ganze AHV-Rente 
nach Artikel 40 Absatz 1 des Bundesgesetzes 
vom 20. Dezember 194626 über die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung (AHVG) vorbe-

25	 SR 831.1
26	 SR 831.10

2bis Absatz 2 ist auch anwendbar, wenn der 
Versicherte Anspruch auf eine gleichartige 
Rente einer ausländischen Sozialversicherung 
hat. 
2ter Die Invalidenrente nach Absatz 1 und die 
Komplementärrente nach Absatz 2 einschliess-
lich der Teuerungszulagen werden in Abwei-
chung von Artikel 69 ATSG beim Erreichen des 
ordentlichen Rentenalters für jedes volle Jahr, 
das der Versicherte zum Unfallzeitpunkt älter 
als 45 Jahre war, wie folgt gekürzt:
a.	 bei einem Invaliditätsgrad von mindestens 

40 Prozent: um 2 Prozentpunkte, höchstens 
aber um 40 Prozent;

b.	 bei einem Invaliditätsgrad unter 40 Prozent: 
um 1 Prozentpunkt, höchstens aber um 20 
Prozent. 

2quater Für die Folgen von Rückfällen und Spät-
folgen gelten die Kürzungsregelungen nach 
Absatz 2ter auch dann, wenn sich der Unfall vor 
Vollendung des 45. Altersjahres ereignet hat, 
sofern die durch den Rückfall oder die Spätfol-
gen bewirkte Arbeitsunfähigkeit nach Vollen-
dung des 60. Altersjahres eingetreten ist. 
³ Der Bundesrat erlässt nähere Vorschriften, 
namentlich über die Berechnung der Komple-
mentärrenten in Sonderfällen.

Art. 22Art. 22 	 Revision der Rente
In Abweichung von Artikel 17 Absatz 1 ATSG 
kann die Rente ab dem Monat, in dem die 
berechtigte Person eine Altersrente der AHV 
bezieht, spätestens jedoch ab Erreichen des 
Rentenalters nach Artikel 21 des Bundesgeset-
zes vom 20. Dezember 1946 über die Alters- 
und Hinterlassenenversicherung nicht mehr 
revidiert werden.

...
(siehe Art. 21 AHVG)
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zieht, spätestens jedoch ab Erreichen des 
Referenzalters nach Artikel 21 Absatz 1 AHVG 
nicht mehr revidiert werden.

Art. 31 Abs. 4 dritter und vierter Satz

4 ... 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                                  … 
Die Komplementärrente wird beim erstmaligen 
Zusammentreffen mit der IV- oder der 
AHV-Rente festgesetzt. Sie wird angepasst, 
wenn die AHV-Rente infolge eines Aufschubs 

Art. 31	 Höhe der Renten
¹ Die Hinterlassenenrenten betragen vom versi-
cherten Verdienst
für Witwen und Witwer: 	 40 Prozent,
für Halbwaisen: 		  15 Prozent,
für Vollwaisen: 		  25 Prozent,
für mehrere Hinterlassene 
zusammen höchstens: 	 70 Prozent

² Die Hinterlassenenrente für den geschiede-
nen Ehegatten entspricht 20 Prozent des versi-
cherten Verdienstes, höchstens aber dem ge-
schuldeten Unterhaltsbeitrag.
³ Die Renten werden gleichmässig herabge-
setzt, wenn sie für den überlebenden Ehegat-
ten und die Kinder mehr als 70 Prozent oder 
zusammen mit der Rente für den geschiede-
nen Ehegatten mehr als 90 Prozent ausma-
chen. Fällt später die Rente eines dieser Hin-
terlassenen dahin, so erhöhen sich die Renten 
der übrigen gleichmässig bis zum Höchstbe-
trag ihrer Ansprüche.
⁴ Haben die Hinterlassenen Anspruch auf Ren-
ten der AHV oder der IV, so wird ihnen gemein-
sam eine Komplementärrente gewährt; diese 
entspricht in Abweichung von Artikel 69 ATSG 
der Differenz zwischen 90 Prozent des versi-
cherten Verdienstes und den Renten der AHV 
oder der IV, höchstens aber dem in Absatz 1 
vorgesehenen Betrag. Die Komplementärrente 
des geschiedenen Ehegatten entspricht der 
Differenz zwischen dem geschuldeten Unter-
haltsbeitrag und der Rente der AHV, höchstens 
aber dem in Absatz 2 vorgesehenen Betrag. 
Die Komplementärrente wird beim erstmaligen 
Zusammentreffen der erwähnten Renten fest-
gesetzt und lediglich den Änderungen im Bezü-
gerkreis der AHV- oder der IV-Renten ange-
passt.
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oder Vorbezugs geändert wird oder wenn der 
Bezügerkreis der AHV- oder der IV-Renten 
geändert wird.

4bis Absatz 4 ist auch anwendbar, wenn der 
Versicherte Anspruch auf eine gleichartige 
Rente einer ausländischen Sozialversicherung 
hat. 
⁵ Der Bundesrat erlässt nähere Vorschriften, 
namentlich über die Berechnung der Komple-
mentärrenten sowie der Renten für Vollwaisen, 
wenn beide Elternteile versichert waren.

6a. Bundesgesetz über 
Überbrückungsleistungen für ältere 
Arbeitslose (ÜLG)

(Fassung gemäss Änderung vom 19.06.2020, 
siehe BBl 2020 5519; noch nicht in Kraft getre-
ten:
Art. 3	 Grundsatz Art. 3
1 Personen ab 60 Jahren, die ausgesteuert 
sind, haben Anspruch auf Überbrückungs-
leistungen zur Deckung ihres Existenzbedarfs 
bis zum Zeitpunkt, in dem sie:

1 ...

a.	 das ordentliche Rentenalter der Alters- und 
Hinterlassenenversicherung (AHV) errei-
chen; oder

a.	 das Referenzalter der Alters- und ...
(siehe Art. 21 AHVG)

b.	 die Altersrente frühestens vorbeziehen 
können, wenn dann absehbar ist, dass sie 
bei Erreichen des ordentlichen Rentenalters 
einen Anspruch auf Ergänzungsleistungen 
gemäss dem Bundesgesetz vom 6. Oktober 
2006 über Ergänzungsleistungen zur Al-
ters-, Hinterlassenen- und Invalidenversi-
cherung (ELG) haben werden.

b.	 ... 
                                                ..., dass sie 
bei Erreichen des Referenzalters einen 
Anspruch ...

(siehe Art. 21 AHVG)

2 Eine Person ist ausgesteuert, wenn sie ihren 
Anspruch auf Taggelder der Arbeitslo-senversi-
cherung (ALV) ausgeschöpft hat oder wenn ihr 
Anspruch auf ALV-Taggelder nach Ablauf der 
Rahmenfrist für den Leistungsbezug erloschen 
ist und anschliessend keine neue Rahmenfrist 
für den Leistungsbezug eröffnet werden kann.
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7. Bundesgesetz vom 19. Juni 199227 
über die Militärversicherung

Art. 41 Abs. 1 zweiter Satz
1 …  
                                     ... Der Bundesrat be-
zeichnet in der Verordnung die Fälle, in denen 
keine Dauerrenten zugesprochen werden kön-
nen, namentlich nach Erreichen des 
Referenzalters nach Artikel 21 Absatz 1 des 
Bundesgesetzes vom 20. Dezember 194628 
über die Alters- und Hinterlassenen-
versicherung (AHVG).

27	 SR 833.1
28	 SR 831.10

3 Die Aussteuerung erfolgt in dem Monat, in 
dem das letzte Taggeld bezogen wird oder in 
dem die Rahmenfrist für den Leistungsbezug 
abläuft.

Art. 14	 Beginn und Ende des Anspruchs 
auf Überbrückungsleistungen

Art. 14

1 Der Anspruch auf Überbrückungsleistungen 
besteht ab Beginn des Monats, in dem die 
Anmeldung eingereicht worden ist, sofern 
sämtliche gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt 
sind.
2 Der Anspruch auf Überbrückungsleistungen 
erlischt am Ende des Monats, in dem eine der 
Voraussetzungen nicht mehr erfüllt ist.
3 Der Anspruch auf Überbrückungsleistungen 
erlischt zudem, wenn im frühestmöglichen 
Zeitpunkt des Vorbezugs der Altersrente ab-
sehbar ist, dass bei Erreichen des ordentlichen 
Rentenalters ein Anspruch auf 
Ergänzungsleistungen gemäss ELG bestehen 
wird.)

3 ... 
 
 
         ..., dass bei Erreichen des Referenzalters 
ein Anspruch ...
(siehe Art. 21 AHVG)

7. ...

Art. 41Art. 41	 Festsetzung
¹ Die Rente wird auf bestimmte oder unbe-
stimmte Zeit festgesetzt. Der Bundesrat be-
zeichnet in der Verordnung die Fälle, in denen 
die Zusprechung von Dauerrenten ausge-
schlossen ist, namentlich nach Erreichen des 
Rentenalters nach Artikel 21 des Bundesgeset-
zes vom 20. Dezember 1946 über die Alters- 
und Hinterlassenenversicherung (AHVG). 

1 ...
(siehe Art. 21 AHVG)
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Art. 43 Abs. 1

1 Der Bundesrat passt durch Verordnung die 
folgenden Renten dem vom Bundesamt für 
Statistik ermittelten Nominallohnindex vollstän-
dig an: 
a.	 die auf unbestimmte Zeit festgesetzten 

Renten der Versicherten, die das 
Referenzalter nach Artikel 21 Absatz 1 
AHVG29 noch nicht erreicht haben;

b.	 die Renten der Ehegatten und Waisen der 
Verstorbenen, die im Zeitpunkt der 
Anpassung das Referenzalter nach 
Artikel 21 Absatz 1 AHVG noch nicht er-
reicht hätten.

29	 SR 831.10

² Verdient der Versicherte zur Zeit des Renten-
beginns noch nicht soviel wie ein voll leistungs-
fähiger Angehöriger seiner Berufsart, so wird 
die Rente von dem Zeitpunkt an, in dem er 
ohne die Gesundheitsschädigung vermutlich 
soviel verdient hätte, nach diesem höheren 
Verdienst berechnet.
³ Erfolgt die Rentenfestsetzung rückwirkend, so 
sind für die Zwischenzeit die entsprechenden 
Verdienstverhältnisse massgebend.
⁴ Der einmal festgesetzte, entgehende mut-
massliche Jahresverdienst ist unter Vorbehalt 
der Anpassung an die Lohn- und Preisentwick-
lung (Art. 43) für die ganze Rentendauer mass-
gebend. Nur bei hoher Wahrscheinlichkeit 
können neue Verdiensthypothesen im Rahmen 
einer Rentenrevision (Art. 17 ATSG) berück-
sichtigt werden. 
⁵ Bei Unterkunft und Verpflegung auf Kosten 
der Militärversicherung ist ein Abzug im Sinne 
von Artikel 31 zulässig.

Art. 43Art. 43	 Anpassung an die Lohn- und 
Preisentwicklung

¹ Der Bundesrat hat durch Verordnung die auf 
unbestimmte Zeit festgesetzten Renten der 
Versicherten, die das Rentenalter nach Artikel 
21 AHVG noch nicht erreicht haben, sowie die 
Renten der Ehegatten und Waisen der Verstor-
benen, die im Zeitpunkt der Anpassung dieses 
Alter noch nicht erreicht hätten, dem vom Bun-
desamt für Statistik ermittelten Nominallohnin-
dex vollständig anzupassen. 

1 ...

a.	 ...
(siehe Art. 21 AHVG)

b.	 ...
(siehe Art. 21 AHVG)

² Alle übrigen auf unbestimmte Zeit festgesetz-
ten Renten sind dem Stand des Landesindexes 
der Konsumentenpreise vollständig anzupas-
sen.
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Art. 47 Abs. 1

1 Sobald eine versicherte Person eine ganze 
Altersrente nach Artikel 40 Absatz 1 AHVG30 
vorbezieht, spätestens jedoch ab Erreichen 
des Referenzalters nach Artikel 21 Absatz 1 
AHVG, wird die auf unbestimmte Zeit zuge-
sprochene Invalidenrente als Altersrente auf 
der Hälfte des Jahresverdienstes ausgerichtet, 
welcher der Rente zugrunde liegt (Art. 28 
Abs. 4).
 

 
Art. 51 Abs. 4

30	 SR 831.10

³ Die Anpassung der Leistungen erfolgt durch 
Erhöhung oder Herabsetzung des der Rente 
zugrunde liegenden Jahresverdienstes. Sie 
erfolgt jeweils auf den gleichen Zeitpunkt wie 
die AHV/IV-Rentenanpassung.
⁴ Der Bundesrat erlässt durch Verordnung die 
näheren Bestimmungen, insbesondere über 
das zu berücksichtigende Spruchjahr und über 
die Anpassung von Zeitrenten und Neurenten.

Art. 47	 Altersrente für invalide Versicher-
te

Art. 47

¹ Sobald der invalide Versicherte das Rentenal-
ter nach Artikel 21 AHVG erreicht hat, wird die 
auf unbestimmte Zeit zugesprochene Invali-
denrente als Altersrente auf der Hälfte des 
Jahresverdienstes ausgerichtet, welcher der 
Rente zugrunde liegt (Art. 28 Abs. 4).

1 ...
(siehe Art. 21 AHVG)

² Eine Revision der Altersrente infolge Ände-
rung des Invaliditätsgrades ist in Abweichung 
von Artikel 17 Absatz 1 ATSG ausgeschlossen. 

Art. 51	 Allgemeines Art. 51
¹ Der Ehegatte, die Kinder und die Eltern des 
infolge der versicherten Gesundheitsschädi-
gung Verstorbenen haben gemäss den nach-
folgenden Bestimmungen Anspruch auf eine 
Hinterlassenenrente, die einen Teil des versi-
cherten Jahresverdienstes des Verstorbenen 
beträgt.
² Versichert ist der Jahresverdienst, den der 
Verstorbene mutmasslich erzielt hätte. Es gilt 
der gemäss Artikel 40 Absatz 3 ermittelte 
höchstversicherte Verdienst. Dieser Betrag 
wird vom Bundesrat nach Artikel 43 an die 
Lohn- und Preisentwicklung angepasst.
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4 Stirbt eine versicherte Person, die eine 
Invaliden- oder Altersrente der 
Militärversicherung bezog, nach Erreichen des 
Referenzalters nach Artikel 21 Absatz 1 
AHVG31, so wird für die Berechnung der 
Hinterlassenenrenten vom Jahresverdienst 
ausgegangen, welcher der Invalidenrente zu-
grunde lag. Stirbt eine versicherte Person, die 
keine Invaliden- oder Altersrente der 
Militärversicherung bezog, nach Erreichen des 
Referenzalters, so besteht kein Anspruch auf 
eine Hinterlassenenrente.

8. Erwerbsersatzgesetz vom 25. 
September 195232

Art. 1a Abs. 4bis

31	 SR 831.10
32	 SR 834.1

³ Verdiente der Verstorbene noch nicht soviel 
wie ein voll leistungsfähiger Angehöriger seiner 
Berufsart, so wird die Rente vom Beginn weg 
nach diesem höheren Verdienst berechnet.
⁴ Stirbt ein Versicherter, der eine Invaliden- 
oder Altersrente der Militärversicherung bezog, 
nach Erreichen des Rentenalters nach Artikel 
21 AHVG, so wird für die Berechnung der Hin-
terlassenenrenten vom Jahresverdienst ausge-
gangen, welcher der Invalidenrente zugrunde 
lag. Stirbt ein Versicherter, der keine Invaliden- 
oder Altersrente der Militärversicherung bezog, 
nach Erreichen des Rentenalters nach Artikel 
21 AHVG, so besteht kein Anspruch auf eine 
Hinterlassenenrente. 

4 ...
(siehe Art. 21 AHVG)

⁵ Der einmal festgesetzte, entgehende mut-
massliche Jahresverdienst ist unter Vorbehalt 
der Anpassung an die Lohn- und Preisentwick-
lung (Art. 43) für die ganze Rentendauer mass-
gebend.

8. ...

Art. 1aArt. 1a 	 … 

¹ Personen, die in der schweizerischen Armee 
oder im Rotkreuzdienst Dienst leisten, haben 
für jeden besoldeten Diensttag Anspruch auf 
eine Entschädigung. Ausgenommen sind Ange-
stellte der Militärverwaltungen des Bundes und 
der Kantone:
a.	 deren Militärdienstpflicht verlängert wurde;
b.	 die freiwillig Militärdienst leisten; oder
c.	 die Dienst in der Militärverwaltung leisten. 
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4bis Der Anspruch auf eine Entschädigung er-
lischt mit dem Bezug einer ganzen Altersrente 
der Alters- und Hinterlassenenversicherung, 
spätestens jedoch mit dem Erreichen des 
Referenzalters nach Artikel 21 Absatz 1 des 
Bundesgesetzes vom 20. Dezember 194633 
über die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung (AHVG).

33	 SR 831.10

1bis In Abweichung von Absatz 1 haben Armee-
angehörige zwischen zwei Ausbildungsdiens-
ten nur Anspruch auf eine Entschädigung, 
wenn sie erwerbslos sind. Selbstständigerwer-
bende und Nichterwerbstätige haben keinen 
Anspruch. Der Bundesrat regelt das Verfahren. 
² Personen, die Zivildienst leisten, haben für 
jeden anrechenbaren Diensttag gemäss dem 
Zivildienstgesetz vom 6. Oktober 1995 An-
spruch auf eine Entschädigung.
2bis Personen, welche nach der schweizeri-
schen Militärgesetzgebung rekrutiert werden, 
haben für jeden besoldeten Rekrutierungstag 
Anspruch auf eine Entschädigung.
³ Personen, die Schutzdienst leisten, haben für 
jeden ganzen Tag, für den sie Sold nach Artikel 
22 Absatz 1 des Bevölkerungs- und Zivilschutz-
gesetzes vom 4. Oktober 2002 (BZG) bezie-
hen, Anspruch auf eine Entschädigung. Ausge-
nommen ist das Personal der für den 
Zivilschutz zuständigen kantonalen und kom-
munalen Stellen, das im Rahmen von Einsät-
zen des Zivilschutzes zugunsten der Gemein-
schaft nach Artikel 27a BZG eingesetzt wird. 
⁴ Teilnehmer an eidgenössischen und kantona-
len Kaderkursen von «Jugend und Sport» im 
Sinne von Artikel 9 des Sportförderungsgeset-
zes vom 17. Juni 2011 sowie an Jungschützen-
leiterkursen nach Artikel 64 des Militärgesetzes 
vom 3. Februar 1995 sind den in Absatz 1 
genannten Personen gleichgestellt. 
4bis Der Anspruch auf eine Entschädigung er-
lischt mit dem Bezug einer Altersrente der 
Alters- und Hinterlassenenversicherung, spä-
testens jedoch mit dem Erreichen des ordentli-
chen Rentenalters nach Artikel 21 des Bundes-
gesetzes vom 20. Dezember 1946 über die 
Alters- und Hinterlassenenversicherung 
(AHVG). 

4bis ...
(siehe Art. 21 AHVG)

⁵ Die in den Absätzen 1–4 genannten Personen 
werden in diesem Gesetz als Dienstleistende 
bezeichnet.
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9. Arbeitslosenversicherungsgesetz 
vom 25. Juni 198234

Art. 2 Abs. 2 Bst. c

2 Von der Beitragspflicht ausgenommen sind:

c.	 Arbeitnehmer ab Ende des Monats, in dem 
sie das Referenzalter nach Artikel 21 Ab-
satz 1 AHVG erreichen;

34	 SR 837.0

9. ...

Art. 2	 Beitragspflicht Art. 2
¹ Für die Arbeitslosenversicherung (Versiche-
rung) ist beitragspflichtig:
a. 	 der Arbeitnehmer (Art. 10 ATSG), der nach 

dem Bundesgesetz vom 20. Dezember 
1946 über die Alters- und Hinterlassenen-
versicherung (AHVG) versichert und für 
Einkommen aus unselbstständiger Tätigkeit 
beitragspflichtig ist;

b.	 der Arbeitgeber (Art. 11 ATSG), der nach 
Artikel 12 AHVG beitragspflichtig ist. 

² Von der Beitragspflicht ausgenommen sind: 2 ...
a.	 … 
b. 	 mitarbeitende Familienglieder nach Artikel 

1a Absatz 2 Buchstaben a und b des Bun-
desgesetzes vom 20. Juni 1952 über die 
Familienzulagen in der Landwirtschaft, die 
den selbstständigen Landwirten gleichge-
stellt sind;

c. 	 Arbeitnehmer ab Ende des Monats, in dem 
sie das Rentenalter nach Artikel 21 AHVG 
erreichen;

c. ...
(siehe Art. 21 AHVG)

d. 	 Arbeitgeber für Lohnzahlungen an Perso-
nen nach den Buchstaben b und c;

e. 	 Arbeitslose für Entschädigungen nach Arti-
kel 22a Absatz 1 und die Arbeitslosenkas-
sen für den entsprechenden Arbeitgeberan-
teil;

f. 	 die nach Artikel 2 AHVG versicherten Per-
sonen.
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Art. 8 Abs. 1 Einleitungssatz und Bst. d 
1 Die versicherte Person hat Anspruch auf 
Arbeitslosenentschädigung, wenn sie: 

d.	 die obligatorische Schulzeit zurückgelegt 
und das Referenzalter nach Artikel 21 
Absatz 1 AHVG35 noch nicht erreicht hat; 

 

 
Art. 13 Abs. 3

35	 SR 831.10

Art. 8	 Anspruchsvoraussetzungen Art. 8
¹ Der Versicherte hat Anspruch auf Arbeitslose-
nentschädigung, wenn er:

1 ...

a.	 ganz oder teilweise arbeitslos ist (Art. 10);
b.	 einen anrechenbaren Arbeitsausfall erlitten 

hat (Art. 11);
c.	 in der Schweiz wohnt (Art. 12);
d. 	 die obligatorische Schulzeit zurückgelegt 

und weder das Rentenalter der AHV er-
reicht hat noch eine Altersrente der AHV 
bezieht;

d. ...
(siehe Art. 21 AHVG)

e.	 die Beitragszeit erfüllt hat oder von der 
Erfüllung der Beitragszeit befreit ist (Art. 13 
und 14);

f.	 vermittlungsfähig ist (Art. 15) und
g.	 die Kontrollvorschriften erfüllt (Art. 17).
² Der Bundesrat regelt die Anspruchsvoraus-
setzungen für Personen, die vor der Arbeitslo-
sigkeit als Heimarbeitnehmer tätig waren. Er 
darf dabei von der allgemeinen Regelung in 
diesem Kapitel nur soweit abweichen, als die 
Besonderheiten der Heimarbeit dies gebieten.

Art. 13	 Beitragszeit
¹ Die Beitragszeit hat erfüllt, wer innerhalb der 
dafür vorgesehenen Rahmenfrist (Art. 9 Abs. 3) 
während mindestens zwölf Monaten eine bei-
tragspflichtige Beschäftigung ausgeübt hat. 
² Angerechnet werden auch:
a.	 Zeiten, in denen der Versicherte als Arbeit-

nehmer tätig ist, bevor er das Alter erreicht, 
von dem an er AHV-Beiträge bezahlen 
muss;

b. 	 schweizerischer Militär-, Zivil- und Schutz-
dienst, ferner obligatorische Hauswirt-
schaftskurse, die ganztägig und ununter-
brochen während mindestens zwei Wochen 
geführt werden;
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³ Aufgehoben

 
 
Art. 18c Abs. 1
1 Altersleistungen der AHV und der beruflichen 
Vorsorge werden von der 
Arbeitslosenentschädigung abgezogen.

c. 	 Zeiten, in denen der Versicherte zwar in 
einem Arbeitsverhältnis steht, aber wegen 
Krankheit (Art. 3 ATSG) oder Unfalls (Art. 4 
ATSG) keinen Lohn erhält und daher keine 
Beiträge bezahlt;

d. 	 Arbeitsunterbrüche wegen Mutterschaft 
(Art. 5 ATSG), soweit sie durch Arbeitneh-
merschutzbestimmungen vorgeschrieben 
oder gesamtarbeitsvertraglich vereinbart 
sind.

2bis–2ter … 
³ Um den ungerechtfertigten gleichzeitigen 
Bezug von Altersleistungen der beruflichen 
Vorsorge und von Arbeitslosenentschädigung 
zu verhindern, kann der Bundesrat die Anrech-
nung von Beitragszeiten für diejenigen Perso-
nen abweichend regeln, die vor Erreichen des 
Rentenalters nach Artikel 21 Absatz 1 AHVG 
pensioniert wurden, jedoch weiterhin als Arbeit-
nehmer tätig sein wollen. 
⁴ Für Versicherte, die im Anschluss an eine 
Tätigkeit in einem Beruf arbeitslos werden, in 
dem häufig wechselnde oder befristete Anstel-
lungen üblich sind, kann der Bundesrat die 
Berechnung und die Dauer der Beitragszeit 
unter Berücksichtigung der besonderen Gege-
benheiten regeln. 
⁵ Die Einzelheiten regelt die Verordnung. 

Art. 18c 	 Altersleistungen
¹ Altersleistungen der beruflichen Vorsorge 
werden von der Arbeitslosenentschädigung 
abgezogen.
² Absatz 1 gilt auch für Personen, die eine 
Altersrente einer ausländischen obligatorischen 
oder freiwilligen Altersversicherung beziehen, 
unabhängig davon, ob es sich um eine ordentli-
che Altersleistung oder um eine Vorruhestands-
leistung handelt.
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Art. 27 Abs. 3

3 Der Bundesrat kann für Versicherte, die inner-
halb der letzten vier Jahre vor Erreichen des 
Referenzalters nach Artikel 21 Absatz 1 AHVG36 
arbeitslos geworden sind und deren 
Vermittlung allgemein oder aus Gründen des 
Arbeitsmarktes unmöglich oder stark erschwert 
ist, den Anspruch um höchstens 120 Taggelder 
erhöhen und die Rahmenfrist für den 
Leistungsbezug um längstens zwei Jahre ver-
längern.

36	 SR 831.10

Art. 27Art. 27 	 Höchstzahl der Taggelder
¹ Innerhalb der Rahmenfrist für den Leistungs-
bezug (Art. 9 Abs. 2) bestimmt sich die Höchst-
zahl der Taggelder nach dem Alter der Versi-
cherten sowie nach der Beitragszeit (Art. 9 
Abs. 3).
² Die versicherte Person hat Anspruch auf:
a.	 höchstens 260 Taggelder, wenn sie eine 

Beitragszeit von insgesamt 12 Monaten 
nachweisen kann;

b.	 höchstens 400 Taggelder, wenn sie eine 
Beitragszeit von insgesamt 18 Monaten 
nachweisen kann; 

c.	 höchstens 520 Taggelder, wenn sie eine 
Beitragszeit von mindestens 22 Monaten 
nachweisen kann und: 
1.	 das 55. Altersjahr zurückgelegt hat, 

oder
2.	 eine Invalidenrente bezieht, die einem 

Invaliditätsgrad von mindestens 40 
Prozent entspricht. 

³ Der Bundesrat kann für Versicherte, die inner-
halb der letzten vier Jahre vor Erreichen des 
AHV-Rentenalters arbeitslos geworden sind 
und deren Vermittlung allgemein oder aus 
Gründen des Arbeitsmarktes unmöglich oder 
stark erschwert ist, den Anspruch um höchs-
tens 120 Taggelder erhöhen und die Rahmen-
frist für den Leistungsbezug um längstens zwei 
Jahre verlängern.

3 ...
(siehe Art. 21 AHVG)

⁴ Anspruch auf höchstens 90 Taggelder haben 
Personen, die von der Erfüllung der Beitrags-
zeit befreit sind.
⁵ … 
5bis Anspruch auf höchstens 200 Taggelder 
haben Personen bis zum zurückgelegten 25. 
Altersjahr ohne Unterhaltspflichten gegenüber 
Kindern. 
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Bundesbeschluss 
über die Zusatzfinanzierung der 
AHV durch eine Erhöhung der 
Mehrwertsteuer
vom …

Die Bundesversammlung der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft, 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates 
vom 28. August 20191,
beschliesst: 

1		 BBl 2019 6305

Entwurf des Bundesrates

vom 28. August 2019

2

Anträge der Kommission für soziale Sicher-
heit und Gesundheit des Ständerates

vom 22. Februar 2021

Zustimmung zum Entwurf, 
wo nichts vermerkt ist
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I

Die Bundesverfassung2 wird wie folgt geändert:

Art. 130 Abs. 3ter und 3quater

2		 SR 101

I

Art. 130 	 Mehrwertsteuer
1 Der Bund kann auf Lieferungen von Gegen-
ständen und auf Dienstleistungen einschliess-
lich Eigenverbrauch sowie auf Einfuhren eine 
Mehrwertsteuer mit einem Normalsatz von 
höchstens 6,5 Prozent und einem reduzierten 
Satz von mindestens 2,0 Prozent erheben.
2 Das Gesetz kann für die Besteuerung der 
Beherbergungsleistungen einen Satz zwischen 
dem reduzierten Satz und dem Normalsatz 
festlegen. 
3 Ist wegen der Entwicklung des Altersaufbaus 
die Finanzierung der Alters-, Hinterlassenen- 
und Invalidenversicherung nicht mehr gewähr-
leistet, so kann in der Form eines Bundesge-
setzes der Normalsatz um höchstens 1 
Prozentpunkt und der reduzierte Satz um 
höchstens 0,3 Prozentpunkte erhöht werden. 
3bis Zur Finanzierung der Eisenbahninfrastruktur 
werden die Sätze um 0,1 Prozentpunkte er-
höht. 
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3ter Zur Sicherung der 
Finanzierung der Alters- und 
Hinterlassenenversicherung 
erhöht der Bundesrat den 
Normalsatz um 0,7 
Prozentpunkte, den reduzier-
ten Satz um 0,2 Prozentpunkte 
und den Sondersatz für 
Beherbergungsleistungen um 
0,3 Pro­zent­punkte.

 
 

 
 

3quater Der Ertrag aus der 
Erhöhung nach Absatz 3ter 
wird vollumfänglich dem 
Ausgleichsfonds der Alters- 
und 
Hinterlassenenversicherung 
zugewiesen.

Mehrheit Minderheit (Stöckli, ...)Minderheit II  
(Müller Damian, Dittli,  
Germann, Noser)

Minderheit I  
(Carobbio Guscetti,  
Graf Maya, Rechsteiner Paul, 
Stöckli)

3ter ... 
 
 
                             ... den 
Normalsatz um 0,3 
Prozentpunkte, den reduzier-
ten Satz und den Sondersatz 
für Beherbergungsleistungen 
um je 0,1 Prozentpunkte, so-
fern der Grundsatz der 
Vereinheitlichung des 
Referenzalters von Frauen 
und Männern in der Alters- 
und Hinterlassenenver-
sicherung gesetzlich verankert 
wird. 
(siehe Entwurf 1 Ziff. IV Abs. 
1bis)

3ter ... 
 
 
                             ... den 
Normalsatz um 0,8 
Prozentpunkte, den reduzier-
ten Satz und den Sondersatz 
für Beherbergungsleistungen 
um je 0,3 Prozentpunkte ...

3ter ... 
 
 
                           ... den 
Normalsatz um 0,3 
Prozentpunkte, den reduzier-
ten Satz und den Sondersatz 
für Beherbergungsleistungen 
um je 0,1 Prozentpunkte ...

3ter ...  
 
 
 
 
 
 
 
 
... Prozentpunkte. 
(Rest streichen) 
(siehe Entwurf 1, Ziff. IV Abs. 
1bis)

3ter-a Unterschreitet der 
AHV-Ausgleichsfonds 90 Pro-
zent einer Jahresausgabe, so 
kann in der Form eines Bun-
desgesetzes der Normalsatz 
um höchstens 0,4 Prozent-
punkt, der reduzierte Satz um 
höchstens 0,1 Prozentpunkte 
und der Sondersatz für Beher-
bergungsleistungen um höchs-
tens 0,2 Prozentpunkte erhöht 
werden.

3ter-a Streichen 3ter-a Streichen  

3quater Der Ertrag aus der 
Erhöhung nach den Absätzen 
3ter und 3ter-a wird vollumfäng-
lich ...

3quater Gemäss Bundesrat 3quater Gemäss Bundesrat
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

II

1 Dieser Beschluss wird Volk und Ständen zur 
Abstimmung unterbreitet.
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.

4 5 Prozent des nicht zweckgebundenen Er-
trags werden für die Prämienverbilligung in der 
Krankenversicherung zu Gunsten unterer Ein-
kommensschichten verwendet, sofern nicht 
durch Gesetz eine andere Verwendung zur 
Entlastung unterer Einkommensschichten fest-
gelegt wird.

17.2021 Pet. Liniger Hansrudolf
Für eine Sanierung der AHV
Die SGK-S hat von der Petition Kenntnis ge-
nommen und sie gemäss Artikel 126 Absatz 2 
ParlG behandelt.
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